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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes
 und anderer umweltrechtlicher Vorschriften

 A.  Problem und Ziel

 Der  Gesetzentwurf  dient  vor  allem  der  ordnungsgemäßen  Umsetzung  derjeni-
 gen  Vorgaben  der  Richtlinie  2003/35/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des
 Rates  vom  26.  Mai  2003,  die  für  Rechtsbehelfe  von  anerkannten  Umweltverei-
 nigungen  maßgeblich  sind.  Diese  Vorgaben  werden  durch  das  geltende  Umwelt-
 Rechtsbehelfsgesetz  in  deutsches  Recht  umgesetzt.  Hierzu  hat  der  Europäische
 Gerichtshof  mit  Urteil  vom  12.  Mai  2011  (Rechtssache  C-115/09)  entschieden,
 dass  die  Vorschriften  den  Vorgaben  des  Europarechts  widersprechen,  soweit  an-
 erkannte  Umweltvereinigungen  auf  die  Rüge  der  Verletzung  subjektiv-öffentli-
 cher Rechte beschränkt werden.

 Im  vorliegenden  Gesetzentwurf  sind  zudem  weitere  notwendige  Rechtsanpas-
 sungen  umweltrechtlicher  Vorschriften  vorgesehen,  die  ebenfalls  auf  Vorgaben
 des Europarechts beruhen.

 B.  Lösung

 Umsetzung  des  Urteils  des  Europäischen  Gerichtshofes  vom  12.  Mai  2011
 (Rechtssache C-115/09) durch Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

 Nennenswerte  Mehrbelastungen  für  die  öffentlichen  Haushalte  durch  Artikel  1
 des  Gesetzes  sind  nicht  zu  erwarten.  Bereits  das  geltende  Recht  ermöglicht  an-
 erkannten  Umweltvereinigungen  die  Einlegung  von  Rechtsbehelfen.  Nach  dem
 Urteil  des  Europäischen  Gerichtshofes  vom  12.  Mai  2011  ist  Artikel  10a  der
 UVP-Richtlinie  der  EU  (jetzt  Artikel  11)  bei  solchen  Rechtsbehelfen  direkt  an-
 zuwenden,  solange  und  soweit  das  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz  hinter  den  An-
 forderungen  der  Richtlinie  2003/35/EG  zurückbleibt.  Danach  könnten  aner-
 kannte  Umweltvereinigungen  bereits  jetzt  in  weitgehendem  Maße  objektive
 Rechtsverletzungen  im  Rahmen  von  Rechtsbehelfen  geltend  machen.  Diese
 Rechtslage  wird  nunmehr  im  nationalen  Recht  nachvollzogen.  Sofern  dennoch
 ein  zusätzlicher  Arbeitsaufwand  bei  den  Gerichten  entstehen  sollte,  kann  dieser
 im  Rahmen  der  vorhandenen  Kapazitäten  bei  Bund  und  Ländern  aufgefangen
 werden.  Die  Erfahrungen  mit  umweltrechtlichen  Verbandsklagen  im  deutschen
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Recht  und  im  internationalen  Vergleich  lassen  keine  übermäßige  Zunahme  an
 Klagen erwarten.

 Im  Übrigen  entstehen  durch  das  Gesetz  keine  zusätzlichen  Haushaltsausgaben
 ohne Erfüllungsaufwand.

 E.  Erfüllungsaufwand

 E.1  Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

 Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

 E.2  Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

 Es  ist  kein  zusätzlicher  Erfüllungsaufwand  aus  Informationspflichten  (Bürokra-
 tiekosten)  gegenüber  den  bereits  bestehenden  landesrechtlichen  Vorgaben  durch
 Änderung  von  Verfahrensvorschriften  für  die  Zulassung  künftig  UVP-pflichti-
 ger Vorhaben zu erwarten.

 Auch  im  Übrigen  wird  der  Wirtschaft  durch  das  Gesetz  kein  Erfüllungsaufwand
 entstehen.

 E.3  Erfüllungsaufwand der Verwaltung

 Zu  erwarten  ist  ein  geringer  zusätzlicher  Erfüllungsaufwand  auf  Bundes-  und
 Länderebene  einschließlich  Kommunen,  der  jedoch  nicht  beziffert  werden  kann.
 Etwaiger  Mehrbedarf  auf  Bundesebene  an  Sach-  und  Personalmitteln  soll  finan-
 ziell  und  stellenmäßig  in  den  jeweils  betroffenen  Einzelplänen  ausgeglichen
 werden.

 F.  Weitere Kosten

 Wie  unter  Buchstabe  D  erläutert,  ermöglicht  bereits  das  geltende  Recht  aner-
 kannten  Umweltvereinigungen  weitgehend  die  Einlegung  von  Rechtsbehelfen.
 Es  kann  dennoch  nicht  ausgeschlossen  werden,  dass  die  erweiterte  Rügebefug-
 nis  in  Einzelfällen  zu  Verfahrensverzögerungen  und  damit  zu  Mehraufwand  bei
 Investitionsvorhaben  führen  kann.  Soweit  in  solchen  Einzelfällen  zusätzliche
 Kosten  für  Wirtschaft  und  Unternehmen  entstehen  sollten,  sind  diese  allerdings
 auf Grund der europarechtlichen Vorgaben unvermeidbar.

 Bei  der  vorgesehenen  Ergänzung  der  Anlage  1  zum  Gesetz  über  die  Umweltver-
 träglichkeitsprüfung  wird  davon  ausgegangen,  dass  der  damit  verbundene  Ver-
 waltungsaufwand  dem  Aufwand  entspricht,  der  für  diese  UVP-pflichtigen  Vor-
 haben  nach  der  derzeitigen  landesgesetzlichen  Regelung  anfällt.  Sollte  dennoch
 in  Einzelfällen  ein  erhöhter  Verwaltungsaufwand  entstehen,  würde  dieser  Mehr-
 aufwand  nach  Maßgabe  der  landesrechtlichen  Gebührenvorschriften  von  den
 Vorhabenträgern refinanziert werden.

 Auswirkungen  auf  Einzelpreise  und  auf  das  Preisniveau,  insbesondere  auf  das
 Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes
 und anderer umweltrechtlicher Vorschriften

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes1

 Das  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz  vom  7.  Dezember  2006
 (BGBl.  I  S.  2816),  das  zuletzt  durch  Artikel  5  Absatz  32  des
 Gesetzes  vom  24.  Februar  2012  (BGBl.  I  S.  212)  geändert
 worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  wird  im  Satzteil  nach  Buchstabe  c
 nach  den  Wörtern  „Durchführung  einer  Umwelt-
 verträglichkeitsprüfung“  die  Angabe  „(UVP)“
 eingefügt.

 bb)  In  Nummer  2  wird  der  Punkt  am  Ende  durch  ein
 Semikolon ersetzt.

 cc)  Folgende Nummer 3 wird angefügt:

 „3.  Entscheidungen  nach  dem  Umweltschadens-
 gesetz.“

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

 „(3)  Soweit  in  Planfeststellungsverfahren,  die  Ab-
 satz  1  Satz  1  Nummer  1  oder  2  unterfallen,  Rechts-
 behelfe  nach  diesem  Gesetz  eröffnet  sind,  wird  §  64
 Absatz  1  des  Bundesnaturschutzgesetzes  nicht  ange-
 wendet.“

 2.  §  2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  werden  die  Wörter  „  ,  Rechte  Ein-
 zelner begründen“ gestrichen.

 bb)  In  Nummer  2  wird  die  Angabe  „§  1  Abs.  1“  durch
 die Angabe „§  1 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.

 cc)  In  Nummer  3  wird  die  Angabe  „§  1  Abs.  1“  durch
 die Angabe „§  1 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  3  wird  die  Angabe  „§  1  Abs.  1“  jeweils
 durch die Angabe „§  1 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.

 c)  Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Rechtsbehelfe nach Absatz 1 sind begründet,

 1.  soweit  die  Entscheidung  nach  §  1  Absatz  1  Satz  1
 oder  deren  Unterlassen  gegen  Rechtsvorschriften
 verstößt,  die  dem  Umweltschutz  dienen  und  für
 die Entscheidung von Bedeutung sind,

 2.  bei  Rechtsbehelfen  in  Bezug  auf  Bebauungspläne,
 soweit  die  Festsetzungen  des  Bebauungsplans,  die
 die  Zulässigkeit  eines  UVP-pflichtigen  Vorhabens
 begründen,  gegen  Rechtsvorschriften  verstoßen,
 die dem Umweltschutz dienen,

 und  der  Verstoß  Belange  des  Umweltschutzes  berührt,
 die  zu  den  Zielen  gehören,  die  die  Vereinigung  nach
 ihrer Satzung fördert.“

 3.  §  4 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

 „Satz  1  Nummer  1  gilt  auch,  wenn  eine  durchgeführte
 Vorprüfung  des  Einzelfalls  über  die  UVP-Pflichtig-
 keit  nicht  dem  Maßstab  von  §  3a  Satz  4  des  Gesetzes
 über die Umweltverträglichkeitsprüfung genügt.“

 b)  In  Absatz  3  wird  das  Wort  „entsprechend“  durch  das
 Wort „auch“ ersetzt.

 4.  Nach §  4 wird folgender §  4a eingefügt:

 „§  4a

 Maßgaben zur Anwendung der
 Verwaltungsgerichtsordnung

 (1)  Der  Kläger  hat  innerhalb  einer  Frist  von  sechs  Wo-
 chen  die  zur  Begründung  seiner  Klage  gegen  eine  Ent-
 scheidung  im  Sinne  von  §  1  Absatz  1  Satz  1  oder  deren
 Unterlassen  dienenden  Tatsachen  und  Beweismittel  an-
 zugeben.  §  87b  Absatz  3  der  Verwaltungsgerichtsord-
 nung  gilt  entsprechend.  Die  Frist  nach  Satz  1  kann  durch
 das Gericht auf Antrag verlängert werden.

 (2)  Soweit  der  Verwaltungsbehörde  bei  der  Anwen-
 dung  umweltrechtlicher  Vorschriften  eine  Beurteilungs-
 ermächtigung  eingeräumt  ist,  ist  eine  behördliche  Ent-

 1  Das  Gesetz  dient  der  Umsetzung  der  Richtlinie  2011/92/EU  des  Euro-

 päischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  13.  Dezember  2011  über  die

 Umweltverträglichkeitsprüfung  bei  bestimmten  öffentlichen  und  pri-

 vaten  Projekten  (Kodifizierter  Text)  (ABl.  L  26  vom  28.1.2012,  S.  1),

 der  Richtlinie  2001/42/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Ra-

 tes  vom  27.  Juni  2001  über  die  Prüfung  der  Umweltauswirkungen  be-

 stimmter  Pläne  und  Programme  (ABl.  L  197  vom  21.7.2001,  S.  30),

 der  Umsetzung  der  Artikel  3  und  4  der  Richtlinie  2003/35/EG  des  Eu-

 ropäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Mai  2003  über  die  Be-

 teiligung  der  Öffentlichkeit  bei  der  Ausarbeitung  bestimmter  umwelt-

 bezogener  Pläne  und  Programme  und  zur  Änderung  der  Richtlinien

 85/337/EWG  und  96/61/EG  des  Rates  in  Bezug  auf  die  Öffentlich-

 keitsbeteiligung  und  den  Zugang  zu  Gerichten  (ABl.  L  156  vom

 25.6.2003,  S.  17)  sowie  der  Umsetzung  von  Artikel  25  der  Richtlinie

 2010/75/EU  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  24.  No-

 vember  2010  über  Industrieemissionen  (integrierte  Vermeidung  und

 Verminderung  der  Umweltverschmutzung)  (Neufassung)  (ABl.  L  334

 vom 17.12.2010, S.  17).
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scheidung  im  gerichtlichen  Verfahren  nur  daraufhin  zu
 überprüfen, ob

 1.  der  Sachverhalt  vollständig  und  zutreffend  erfasst
 wurde,

 2.  die  Verfahrensregeln  und  die  rechtlichen  Bewertungs-
 grundsätze eingehalten wurden,

 3.  das anzuwendende Recht verkannt wurde,

 4.  sachfremde Erwägungen vorliegen.

 (3)  §  80  Absatz  5  Satz  1  der  Verwaltungsgerichtsord-
 nung  ist  mit  der  Maßgabe  anzuwenden,  dass  das  Gericht
 der  Hauptsache  die  aufschiebende  Wirkung  ganz  oder
 teilweise  anordnen  oder  wiederherstellen  kann,  wenn  im
 Rahmen  einer  Gesamtabwägung  ernstliche  Zweifel  an
 der Rechtmäßigkeit des Verwaltungsakts bestehen.

 (4)  Die  Absätze  1  bis  3  gelten  auch  für  gerichtliche
 Rechtsbehelfe  von  Beteiligten  nach  §  61  Nummer  1  und  2
 der Verwaltungsgerichtsordnung.“

 5.  §  5 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  werden  die  Wörter  „vor  dem  28.  Februar
 2010  erteilt“  durch  die  Wörter  „vor  dem  1.  März  2010
 erteilt“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  3  wird  die  Angabe  „1.  März  2010“  durch
 die Angabe „28. Februar 2010“ ersetzt.

 c)  Folgender Absatz 4 wird angefügt:

 „(4)  Entscheidungsverfahren  nach  §  1  Absatz  1
 Satz  1  Nummer  1,  Genehmigungsverfahren  nach  §  1
 Absatz  1  Satz  1  Nummer  2  oder  Rechtsbehelfsverfah-
 ren  nach  §  2,  die  am  12.  Mai  2011  anhängig  waren
 oder  nach  diesem  Tag  eingeleitet  worden  sind  und  die
 am  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens  dieses  Ge-
 setzes  nach  Artikel  13  Absatz  3]  noch  nicht  rechts-
 kräftig  abgeschlossen  worden  sind,  sind  nach  den
 Vorschriften  dieses  Gesetzes  in  der  ab  dem  …  [einset-
 zen:  Datum  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  nach
 Artikel  13  Absatz  3]  geltenden  Fassung  zu  Ende  zu
 führen.  Abweichend  von  Satz  1  findet  §  4a  Absatz  1
 nur  auf  gerichtliche  Rechtsbehelfsverfahren  Anwen-
 dung,  die  ab  dem  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttre-
 tens  dieses  Gesetzes  nach  Artikel  13  Absatz  3]  einge-
 leitet worden sind.“

 Artikel 2

 Änderung des Gesetzes über die
 Umweltverträglichkeitsprüfung

 Das  Gesetz  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  in
 der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  24.  Februar  2010
 (BGBl.  I  S.  94),  das  zuletzt  durch  Artikel  5  Absatz  15  des
 Gesetzes  vom  24.  Februar  2012  (BGBl.  I  S.  212)  geändert
 worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  2  Absatz  5  Satz  1  werden  nach  dem  Wort  „bundes-
 rechtlich“  die  Wörter  „oder  durch  Rechtsakte  der  Euro-
 päischen Union“ eingefügt.

 2.  §  3 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  2  Nummer  2  und  Absatz  1a  Satz  2
 Nummer  1  und  2  werden  jeweils  die  Wörter  „der  Eu-
 ropäischen Gemeinschaften oder“ gestrichen.

 b)  In  Absatz  2  Satz  1  werden  die  Wörter  „Bundesminis-
 terium  für  Verteidigung“  durch  die  Wörter  „Bundes-
 ministerium der Verteidigung“ ersetzt.

 3.  In  §  15  Absatz  2  Satz  1  wird  die  Angabe  „Satz  1“  gestri-
 chen.

 4.  §  25 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 11 Satz 3 wird aufgehoben.

 b)  Folgender Absatz 13 wird angefügt:

 „(13)  Für  Verfahren  nach  §  2  Absatz  1  Satz  1  und
 Absatz  3,  die  der  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit
 von  Vorhaben  nach  Nummer  17.3  der  Anlage  1  die-
 nen,  ist  dieses  Gesetz  nur  anzuwenden,  wenn  das  Ver-
 fahren  nach  dem  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttre-
 tens  dieses  Gesetzes  nach  Artikel  13  Absatz  1]
 eingeleitet worden ist.“

 5.  Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  17  werden  die  Wörter  „Forstliche  Vorha-
 ben“  durch  die  Wörter  „Forstliche  und  landwirtschaft-
 liche Vorhaben“ ersetzt.

 b)  Nach  Nummer  17.2.3.  werden  die  folgenden  Num-
 mern 17.3 bis 17.3.3 eingefügt:

 6.  In  Anlage  2  Nummer  2.3.9  werden  die  Wörter  „die  in  den
 Gemeinschaftsvorschriften“  durch  die  Wörter  „die  in
 Vorschriften der Europäischen Union“ ersetzt.

 7.  Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 1.7 wird aufgehoben.

 b)  In  Nummer  1.10  werden  die  Wörter  „Der  Bundesbe-
 darfsplan“  durch  das  Wort  „Bundesbedarfspläne“  er-
 setzt.

 c)  In  Nummer  1.11  werden  die  Wörter  „Die  Bundes-
 fachplanung“  durch  das  Wort  „Bundesfachplanun-
 gen“ ersetzt.

 d)  Nach  Nummer  1.11  wird  folgende  Nummer  1.12  ein-
 gefügt:

 Nr.  Vorhaben  Sp.  1  Sp.  2

 „17.3  Projekte zur Verwendung von Öd-
 land oder naturnahen Flächen zu in-
 tensiver Landwirtschaftsnutzung
 mit

 17.3.1  20 ha oder mehr,  X

 17.3.2  10 ha bis weniger als 20 ha,  A

 17.3.3  1 ha bis weniger als 10 ha;  S“.

 „1.12  Nationale Aktionsprogramme nach Artikel 5 Ab-
 satz 1 der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom
 12.  Dezember  1991  zum  Schutz  der  Gewässer  vor
 Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftli-
 chen  Quellen  (ABl.  L  375  vom  31.12.1991,  S.  1),
 die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 1137/
 2008  (ABl.  L  311  vom  21.11.2008,  S.  1)  geändert
 worden ist“.
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e)  Folgende Nummer 2.7 wird angefügt:

 Artikel 3

 Änderung des Umweltauditgesetzes

 Das  Umweltauditgesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntma-
 chung  vom  4.  September  2002  (BGBl.  I  S.  3490),  das  zuletzt
 durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  6.  Dezember  2011
 (BGBl.  I  S.  2509)  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  §  9 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „den  §§  5  bis  7“
 durch  die  Wörter  „den  §§  5,  6  und  7  Absatz  1  bis
 3“ ersetzt.

 bb)  Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Erteilung  der  Zulassung  für  die  Tätigkeit  in
 einem  Land  außerhalb  der  Europäischen  Union
 (Drittlandszulassung)  setzt  neben  der  Erfüllung
 der  Anforderungen  nach  den  Sätzen  1  und  2  vo-
 raus,  dass  der  Antragsteller  die  Anforderungen
 nach §  7 Absatz 4 erfüllt.“

 b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

 „(2) In dem Zulassungsbescheid ist anzugeben,

 1.  für  welche  Zulassungsbereiche  der  Umweltgut-
 achter  selbst  die  erforderliche  Fachkunde  besitzt,

 2.  auf  welche  Zulassungsbereiche  sich  die  Zulas-
 sung  auf  Grund  angestellter  fachkundiger  Perso-
 nen  im  Sinne  des  Absatzes  1  Satz  2  Nummer  1  er-
 streckt,

 3.  im Falle der Drittlandszulassung

 a)  auf  welches  Drittland  sich  die  Zulassung  er-
 streckt, sowie

 b)  ob die Drittlandszulassung erfolgt auf Grund

 aa)  eigener  Rechts-  und  Sprachkenntnisse  des
 Umweltgutachters  gemäß  Artikel  22  Ab-
 satz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1221/2009
 oder

 bb)  einer  gemäß  Artikel  22  Absatz  3  der  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  1221/2009  mit  einer
 qualifizierten  Person  oder  Organisation
 getroffenen vertraglichen Vereinbarung.

 Im  Falle  der  Nummer  3  Buchstabe  b  Doppelbuchsta-
 be  bb  sind  die  Personen,  die  die  Voraussetzungen  des
 Artikels  22  Absatz  2  Buchstabe  a  und  b  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  1221/2009  erfüllen,  in  dem  Zulas-
 sungsbescheid genau zu bezeichnen.“

 c)  Die  bisherigen  Absätze  2  und  3  werden  die  Absätze  3
 und 4.

 d)  Im  neuen  Absatz  4  Satz  2  wird  nach  der  Angabe
 „50001“ die Angabe „:2011“ eingefügt.

 2.  §  10 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Eine  Drittlandszulassung  setzt  neben  der  Erfüllung
 der  Anforderungen  nach  Satz  1  voraus,  dass  die  Um-
 weltgutachterorganisation,  soweit  nicht  die  Ausnah-
 me  des  Artikels  22  Absatz  3  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  1221/2009  vorliegt,  über  einen  oder  mehrere  Um-
 weltgutachter  mit  einer  Drittlandszulassung  für  das
 Land  verfügt,  auf  das  sich  der  Zulassungsantrag  der
 Umweltgutachterorganisation  bezieht,  und  die  im
 Hinblick  auf  Artikel  4  Absatz  5,  die  Artikel  18,  19,  25
 Absatz  4  und  8  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1221/2009
 zeichnungsberechtigte  Vertreter  oder  Angestellte  der
 Umweltgutachterorganisation sind.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „des  Absatzes  1
 Nr.  2“  durch  die  Wörter  „des  Absatzes  1  Satz  1
 Nummer 2 oder Absatz 1 Satz 2“ ersetzt.

 bb)  Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 „In dem Zulassungsbescheid ist anzugeben,

 1.  auf  welche  Zulassungsbereiche  sich  die  Zulas-
 sung  der  Umweltgutachterorganisation  auf
 Grund  von  fachkundigen  Personen  im  Sinne
 des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 erstreckt,

 2.  im Falle der Drittlandszulassung

 a)  auf  welches  Drittland  sich  die  Zulassung
 erstreckt

 sowie

 b)  ob  die  Drittlandszulassung  erfolgt  auf
 Grund

 aa)  des  Vorhandenseins  eines  oder  mehre-
 rer  Umweltgutachter  im  Sinne  von  Ab-
 satz  1  Satz  2,  die  im  Hinblick  auf  Arti-
 kel  4  Absatz  5,  die  Artikel  18,  19,  25
 Absatz  4  und  8  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  1221/2009  zeichnungsberechtigte
 Vertreter  oder  Angestellte  der  Organi-
 sation sind oder

 bb)  einer  gemäß  Artikel  22  Absatz  3  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  1221/2009  mit
 einer  qualifizierten  Person  oder  Orga-
 nisation  getroffenen  vertraglichen  Ver-
 einbarung.“

 cc)  Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt:

 „Im  Falle  des  Satzes  3  Nummer  2  Buchstabe  b
 sind  die  Personen,  die  die  Voraussetzungen  des
 Artikels  22  Absatz  2  Buchstabe  a  und  b  der  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  1221/2009  erfüllen,  in  dem  Zu-
 lassungsbescheid genau zu bezeichnen.“

 c)  In  Absatz  4  wird  die  Angabe  „Abs.  3“  durch  die  An-
 gabe „Absatz 4“ ersetzt.

 „2.7  Operationelle Programme aus dem Europäischen
 Fonds für Regionale Entwicklung, dem Europä-
 ischen  Sozialfonds,  dem  Kohäsionsfonds  und  dem
 Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie
 Entwicklungsprogramme für den ländlichen
 Raum aus dem Europäischen Landwirtschafts-
 fonds für die Entwicklung des ländlichen Rau-
 mes“.
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3.  §  11 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

 „(4)  Die  nach  §  7  Absatz  4  Satz  1  erforderlichen
 Rechts-  und  Sprachkenntnisse  werden  in  einem  Fach-
 gespräch  bei  der  Zulassungsstelle  festgestellt.  §  12
 Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend.“

 b)  Die  bisherigen  Absätze  4  und  5  werden  die  Absätze  5
 und 6.

 c)  Im  neuen  Absatz  6  Nummer  1  werden  die  Wörter
 „nach  Absatz  1“  durch  die  Wörter  „nach  den  Absät-
 zen 1 und 4“ ersetzt.

 4.  §  17 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  Nummer  2  wird  die  Angabe  „nach  §  10
 Abs.  1  Nr.  1“  durch  die  Wörter  „nach  §  10  Absatz  1
 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt.

 bb)  In  Satz  3  werden  nach  dem  Wort  „kann“  die  Wör-
 ter „im Falle des Satzes 2“ eingefügt.

 cc)  In  Satz  4  wird  die  Angabe  „Nr.  2“  durch  die  Wör-
 ter „Satz 1 Nummer 2“ ersetzt.

 b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

 „(3)  Die  Drittlandszulassung  ist  zu  widerrufen,  so-
 weit  eine  nach  §  9  Absatz  1  Satz  1  und  2  einem  Um-
 weltgutachter  oder  eine  nach  §  10  Absatz  2  Satz  1  in
 Verbindung  mit  Absatz  1  Satz  1  einer  Umweltgutach-
 terorganisation  erteilte  Zulassung  widerrufen  wurde.
 Sie  ist  ferner  zu  widerrufen,  wenn  im  Falle  des  Um-
 weltgutachters  die  Voraussetzungen  des  §  7  Absatz  4
 in  Verbindung  mit  Artikel  22  Absatz  2  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  1221/2009  oder  im  Fall  der  Umwelt-
 gutachterorganisation  die  Voraussetzungen  des  §  10
 Absatz  1  Satz  2  weggefallen  und  innerhalb  einer  von
 der  Zulassungsstelle  zu  setzenden  Frist  nicht  wieder-
 hergestellt  sind.  Darüber  hinaus  ist  die  Drittlandszu-
 lassung  eines  Umweltgutachters  oder  einer  Umwelt-
 gutachterorganisation  zu  widerrufen,  wenn  die
 Voraussetzungen  des  Artikels  22  Absatz  3  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  1221/2009  weggefallen  und  innerhalb
 einer  von  der  Zulassungsstelle  zu  setzenden  Frist
 nicht wiederhergestellt sind.“

 c)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

 5.  In  §  29  Satz  2  wird  die  Angabe  „Abs.  3“  durch  die  Anga-
 be „Absatz 4“ ersetzt.

 Artikel 4

 Änderung des Umweltschadensgesetzes

 Das  Umweltschadensgesetz  vom  10.  Mai  2007  (BGBl.  I
 S.  666),  das  zuletzt  durch  Artikel  5  Absatz  33  des  Gesetzes
 vom  24.  Februar  2012  (BGBl.  I  S.  212)  geändert  worden  ist,
 wird wie folgt geändert:

 1.  §  9 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  2  erster  Halbsatz  werden  die  Wörter  „ein-
 schließlich der Fristenregelungen“ gestrichen.

 b)  Folgender Satz wird angefügt:

 „Die  Behörde  ist  befugt,  ein  Verfahren  zur  Kosten-
 erstattung  bis  zu  fünf  Jahre  ab  dem  Zeitpunkt  des  Ab-
 schlusses  der  Maßnahme  oder  der  Ermittlung  des
 Kostenschuldners  einzuleiten,  wobei  diese  Frist  ab
 dem  jeweils  späteren  Zeitpunkt  beginnt;  Rechtsvor-
 schriften  der  Länder,  die  längere  oder  keine  Fristen
 vorsehen, bleiben unberührt.“

 2.  §  11 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Für  Rechtsbehelfe  von  Vereinigungen  gegen  eine
 Entscheidung  oder  das  Unterlassen  einer  Entscheidung
 der  zuständigen  Behörde  nach  diesem  Gesetz  gilt  das
 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz.“

 Artikel 5

 Änderung des Strafgesetzbuchs

 In  §  326  Absatz  2  Nummer  1  des  Strafgesetzbuchs  in  der
 Fassung  der  Bekanntmachung  vom  13.  November  1998
 (BGBl.  I  S.  3322),  das  zuletzt  durch  Artikel  5  Absatz  3  des
 Gesetzes  vom  24.  Februar  2012  (BGBl.  I  S.  212)  geändert
 worden  ist,  wird  die  Angabe  „413/2010  (ABl.  L  119  vom
 13.5.2010,  S.  1)“  durch  die  Angabe  „135/2012  (ABl.  L  46
 vom 17.2.2012, S.  30)“ ersetzt.

 Artikel 6

 Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes

 Das  Wasserhaushaltsgesetz  vom  31.  Juli  2009  (BGBl.  I
 S.  2585),  das  zuletzt  durch  Artikel  5  Absatz  9  des  Gesetzes
 vom  24.  Februar  2012  (BGBl.  I  S.  212)  geändert  worden  ist,
 wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  der  Angabe  zu  §  6  wird  folgende  Angabe  einge-
 fügt:

 „§  6a  Grundsätze  für  die  Kosten  von  Wasserdienst-
 leistungen und Wassernutzungen“.

 b)  Nach  der  Angabe  zu  §  62  wird  folgende  Angabe  ein-
 gefügt:

 „§  62a  Nationales  Aktionsprogramm  zum  Schutz
 von  Gewässern  vor  Nitrateinträgen  aus  Anla-
 gen“.

 2.  §  3 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  15  wird  der  Punkt  am  Ende  durch  ein  Se-
 mikolon ersetzt.

 b)  Die  folgenden  Nummern  16  und  17  werden  angefügt:

 „16.  Wasserdienstleistungen  sind  alle  Dienstleistun-
 gen,  die  für  Haushalte,  öffentliche  Einrichtun-
 gen  oder  wirtschaftliche  Tätigkeiten  jeder  Art
 folgende Tätigkeiten durchführen:

 1.  Entnahme,  Aufstauung,  Speicherung,  Be-
 handlung  und  Verteilung  von  Wasser  aus
 einem Gewässer;
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2.  Sammlung  und  Behandlung  von  Abwasser
 in  Abwasseranlagen,  die  anschließend  in
 oberirdische Gewässer einleiten;

 17.  Wassernutzungen  sind  alle  Wasserdienstleistun-
 gen  sowie  andere  Handlungen  mit  Auswirkun-
 gen  auf  den  Zustand  eines  Gewässers,  die  im
 Hinblick  auf  die  Bewirtschaftungsziele  nach
 den §§  27 bis 31, 44 und 47 signifikant sind.“

 3.  Nach §  6 wird folgender §  6a eingefügt:

 „§  6a

 Grundsätze für die Kosten
 von Wasserdienstleistungen und Wassernutzungen

 (1)  Bei  Wasserdienstleistungen  ist  zur  Erreichung  der
 Bewirtschaftungsziele  nach  den  §§  27  bis  31,  44  und  47
 der  Grundsatz  der  Kostendeckung  zu  berücksichtigen.
 Hierbei  sind  auch  die  Umwelt-  und  Ressourcenkosten  zu
 berücksichtigen.  Es  sind  angemessene  Anreize  zu  schaf-
 fen,  Wasser  effizient  zu  nutzen,  um  so  zur  Erreichung  der
 Bewirtschaftungsziele beizutragen.

 (2)  Wassernutzungen  insbesondere  in  den  Bereichen
 Industrie,  Haushalte  und  Landwirtschaft  haben  zur  De-
 ckung  der  Kosten  der  Wasserdienstleistungen  angemes-
 sen  beizutragen.  Bestimmte  Wassernutzungen  können
 hiervon  ausgenommen  werden,  wenn  die  Erreichung  der
 in  Absatz  1  genannten  Bewirtschaftungsziele  nicht  ge-
 fährdet wird.

 (3)  Im  Rahmen  der  Absätze  1  und  2  sind  das  Verursa-
 cherprinzip  sowie  die  wirtschaftliche  Analyse  der  Was-
 sernutzungen  nach  §  12  der  Oberflächengewässerverord-
 nung  und  §  14  der  Grundwasserverordnung  zu  Grunde  zu
 legen.

 (4)  Von  den  Grundsätzen  nach  den  Absätzen  1  und  2
 kann  im  Hinblick  auf  soziale,  ökologische  und  wirt-
 schaftliche  Auswirkungen  der  Kostendeckung  sowie  im
 Hinblick  auf  regionale  geografische  oder  klimatische  Be-
 sonderheiten abgewichen werden.“

 4.  Nach §  62 wird folgender §  62a eingefügt:

  „§  62a

 Nationales Aktionsprogramm zum Schutz
 von Gewässern vor Nitrateinträgen aus Anlagen

 Das  Bundesministerium  für  Umwelt,  Naturschutz  und
 Reaktorsicherheit  erarbeitet  im  Einvernehmen  mit  dem
 Bundesministerium  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und
 Verbraucherschutz  ein  nationales  Aktionsprogramm  im
 Sinne  des  Artikels  5  Absatz  1  in  Verbindung  mit  Absatz  4
 Buchstabe  b,  Artikel  4  Absatz  1  Buchstabe  a  und  An-
 hang  II  Buchstabe  A  Nummer  5  der  Richtlinie  91/676/
 EWG  des  Rates  vom  12.  Dezember  1991  zum  Schutz  der
 Gewässer  vor  Verunreinigung  durch  Nitrat  aus  landwirt-
 schaftlichen  Quellen  (ABl.  L  375  vom  31.12.1991,  S.  1),
 die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1137/2008
 (ABl.  L  311  vom  21.11.2008,  S.  1)  geändert  worden  ist.
 Dieses  enthält  insbesondere  Angaben  zur  Beschaffenheit,
 zur  Lage,  zur  Errichtung  und  zum  Betrieb  von  Anlagen
 zum  Lagern  und  Abfüllen  von  Jauche,  Gülle  und  Silage-
 sickersäften  sowie  von  vergleichbaren  in  der  Landwirt-
 schaft  anfallenden  Stoffen.  Zu  dem  Entwurf  des  Aktions-
 programms  sowie  zu  Entwürfen  zur  Änderung  des

 Aktionsprogramms  wird  eine  Strategische  Umweltprü-
 fung  nach  dem  Gesetz  über  die  Umweltverträglichkeits-
 prüfung  durchgeführt.  Das  Aktionsprogramm  und  seine
 Änderungen  sind  bei  Erlass  der  Rechtsverordnung  auf
 Grund  des  §  23  Absatz  1  Nummer  5  bis  11  in  Verbindung
 mit §  62 Absatz 4 zu berücksichtigen.“

 5.  §  72 wird wie folgt gefasst:

 „§  72

 Hochwasser

 Hochwasser  ist  eine  zeitlich  beschränkte  Über-
 schwemmung  von  normalerweise  nicht  mit  Wasser
 bedecktem  Land,  insbesondere  durch  oberirdische  Ge-
 wässer  oder  durch  in  Küstengebiete  eindringendes  Meer-
 wasser.  Davon  ausgenommen  sind  Überschwemmungen
 aus Abwasseranlagen.“

 6.  In  §  74  Absatz  2  Satz  2  werden  nach  dem  Wort  „Küsten-
 gebiete“  die  Wörter  „und  für  Gebiete,  in  denen  Über-
 schwemmungen aus Grundwasser stammen,“ eingefügt.

 7.  §  83 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  4  wird  der  Punkt  am  Ende  durch  ein  Kom-
 ma ersetzt.

 b)  Folgende Nummer 5 wird angefügt:

 „5.  eine Darstellung

 a)  der  geplanten  Schritte  zur  Durchführung  von
 §  6a,  die  zur  Erreichung  der  Bewirtschaftungs-
 ziele  nach  den  §§  27  bis  31,  44  und  47  beitra-
 gen sollen,

 b)  der  Beiträge  der  verschiedenen  Wassernutzun-
 gen  zur  Deckung  der  Kosten  der  Wasserdienst-
 leistungen sowie

 c)  der  Gründe  für  Ausnahmen  nach  §  6a  Absatz  2
 Satz 2, Absatz 4.“

 Artikel 7

 Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes

 Das  Bundesnaturschutzgesetz  vom  29.  Juli  2009  (BGBl.  I
 S.  2542),  das  zuletzt  durch  Artikel  5  des  Gesetzes  vom  6.  Fe-
 bruar  2012  (BGBl.  I  S.  148)  geändert  worden  ist,  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  §  7 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  9  wird  der  Punkt  am  Ende  durch  ein  Se-
 mikolon ersetzt.

 b)  Folgende Nummer 10 wird angefügt:

 „10.  günstiger Erhaltungszustand

 Zustand  im  Sinne  von  Artikel  1  Buchstabe  e
 und  i  der  Richtlinie  92/43/EWG  und  von  Arti-
 kel  2  Nummer  4  der  Richtlinie  2004/35/EG  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 21.  April  2004  über  Umwelthaftung  zur  Vermei-
 dung  und  Sanierung  von  Umweltschäden  (ABl.
 L  143  vom  30.4.2004,  S.  56),  die  zuletzt  durch
 die  Richtlinie  2009/31/EG  (ABl.  L  140  vom
 5.6.2009, S.  114) geändert worden ist.“
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2.  §  19 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  Nummer  1  wird  die  Angabe  „79/409/
 EWG“ durch die Angabe „2009/147/EG“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  3  Nummer  1  wird  die  Angabe  „79/409/
 EWG“ durch die Angabe „2009/147/EG“ ersetzt.

 c)  In  Absatz  4  werden  die  Wörter  „des  Europäischen
 Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  über
 Umwelthaftung  zur  Vermeidung  und  Sanierung  von
 Umweltschäden  (ABl.  L  143  vom  30.4.2004,  S.  56),
 die  durch  die  Richtlinie  2006/21/EG  (ABl.  L  102  vom
 11.4.2006, S.  15) geändert worden ist“ gestrichen.

 3.  In  den  §§  31,  32  Absatz  1  Satz  1  und  Absatz  2,  §  38  Ab-
 satz  3,  §  45  Absatz  3  Nummer  3  sowie  Absatz  7  Satz  3
 und  §  54  Absatz  3  Nummer  2  und  Absatz  6  Satz  1  wird
 jeweils  die  Angabe  „79/409/EWG“  durch  die  Angabe
 „2009/147/EG“ ersetzt.

 4.  In  §  45  Absatz  3  Nummer  2  wird  die  Angabe  „Anhang  III
 Teil  1  der  Richtlinie  79/409/EWG“  durch  die  Angabe
 „Anhang III Teil A der Richtlinie 2009/147/EG“ ersetzt.

 5.  In  §  64  Absatz  1  werden  die  Wörter  „neben  den  Rechts-
 behelfen  nach  §  2  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes“
 durch  die  Wörter  „  ,  soweit  §  1  Absatz  3  des  Umwelt-
 Rechtsbehelfsgesetzes nicht entgegensteht“ ersetzt.

 6.  In  §  71a  Absatz  1  Nummer  3  wird  die  Angabe  „20“  durch
 die Angabe „21“ ersetzt.

 Artikel 8

 Änderung der UAG-Zulassungs-
 verfahrensverordnung

 In  §  2  Absatz  2  Satz  2  der  UAG-Zulassungsverfahrens-
 verordnung  vom  12.  September  2002  (BGBl.  I  S.  3654),  die
 zuletzt  durch  Artikel  1  der  Verordnung  vom  13.  Dezember
 2011  (BGBl.  I  S.  2725)  geändert  worden  ist,  wird  in  den
 Nummern  2  bis  4  jeweils  die  Angabe  „§  10  Abs.  1“  durch  die
 Angabe „§  10 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.

 Artikel 9

 Änderung der UAG-Gebührenverordnung

 In  der  UAG-Gebührenverordnung  vom  4.  September
 2002  (BGBl.  I  S.  3503),  die  zuletzt  durch  Artikel  2  der  Ver-
 ordnung  vom  13.  Dezember  2011  (BGBl.  I  S.  2727)  geän-
 dert  worden  ist,  wird  die  Anlage  zu  §  1  Absatz  1  (Gebühren-
 verzeichnis) wie folgt geändert:

 1.  In  Nummer  1  wird  die  Angabe  „Abs.  4“  durch  die  Anga-
 be „Absatz 5“ ersetzt.

 2.  In  Nummer  10  wird  die  Angabe  „§  9  Abs.  1  Satz  1“  durch
 die Wörter „§  9 Absatz 1 Satz 3“ ersetzt.

 Artikel 10

 Änderung der Bundesartenschutzverordnung

 In  §  4  Absatz  3  der  Bundesartenschutzverordnung  vom
 16.  Februar  2005  (BGBl.  I  S.  258,  896),  die  zuletzt  durch  Ar-

 tikel  22  des  Gesetzes  vom  29.  Juli  2009  (BGBl.  I  S.  2542)
 geändert  worden  ist,  werden  die  Wörter  „Richtlinie  79/409/
 EWG  des  Rates  vom  2.  April  1979  über  die  Erhaltung  der
 wild  lebenden  Vogelarten  (ABl.  L  103  vom  25.4.1979,  S.  1),
 die  zuletzt  durch  die  Richtlinie  2008/102/EG  (ABl.  L  323
 vom  3.12.2008,  S.  31)  geändert  worden  ist,“  durch  die  Wör-
 ter  „Richtlinie  2009/147/EG  des  Europäischen  Parlaments
 und  des  Rates  vom  30.  November  2009  über  die  Erhaltung
 der  wildlebenden  Vogelarten  (ABl.  L  20  vom  26.1.2010,
 S.  7)“ ersetzt.

 Artikel 11

 Änderung der Seeanlagenverordnung

 §  3a  der  Seeanlagenverordnung  vom  23.  Januar  1997
 (BGBl.  I  S.  57),  die  zuletzt  durch  Artikel  1  der  Verordnung
 vom  15.  Januar  2012  (BGBl.  I  S.  112)  geändert  worden  ist,
 wird aufgehoben.

 Artikel 12

 Bekanntmachungserlaubnis

 Das  Bundesministerium  für  Umwelt,  Naturschutz  und
 Reaktorsicherheit  kann  den  Wortlaut  des  Umwelt-Rechtsbe-
 helfsgesetzes,  des  Umweltauditgesetzes,  der  UAG-Zulas-
 sungsverfahrensverordnung  und  der  UAG-Gebührenverord-
 nung  in  der  vom  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens
 nach  Artikel  13  Absatz  3  dieses  Gesetzes]  an  geltenden  Fas-
 sung,  den  Wortlaut  des  Gesetzes  über  die  Umweltverträg-
 lichkeitsprüfung  in  der  vom  …  [einsetzen:  Datum  des  In-
 krafttretens  nach  Artikel  13  Absatz  2  dieses  Gesetzes]  an
 geltenden  Fassung  sowie  den  Wortlaut  des  Wasserhaushalts-
 gesetzes  in  der  vom  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens
 nach  Artikel  13  Absatz  1  dieses  Gesetzes]  an  geltenden  Fas-
 sung  im  Bundesgesetzblatt  bekannt  machen.  Das  Bundes-
 ministerium  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung  kann
 den  Wortlaut  der  Seeanlagenverordnung  in  der  vom  …  [ein-
 setzen:  Datum  des  Inkrafttretens  nach  Artikel  13  Absatz  3
 dieses  Gesetzes]  an  geltenden  Fassung  im  Bundesgesetzblatt
 bekannt machen.

 Artikel 13

 Inkrafttreten

 (1)  Artikel  2  Nummer  1  bis  3,  4  Buchstabe  b,  Nummer  5
 und  6,  7  Buchstabe  e,  die  Artikel  4,  6  Nummer  1  bis  3  und  5
 bis  7,  Artikel  7  Nummer  1  bis  4  sowie  Artikel  10  treten  am
 …  [einsetzen:  Datum  des  ersten  Tages  des  siebten  auf  die
 Verkündung  dieses  Gesetzes  folgenden  Kalendermonats]  in
 Kraft.

 (2)  Artikel  2  Nummer  4  Buchstabe  a  tritt  am  1.  Januar
 2014 in Kraft.

 (3)  Im  Übrigen  tritt  dieses  Gesetz  am  Tag  nach  der  Ver-
 kündung in Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 I.  Zielsetzung des Gesetzes

 Der  Gesetzentwurf  dient  vor  allem  der  ordnungsgemäßen
 Umsetzung  derjenigen  Vorgaben  der  Richtlinie  2003/35/EG
 des  Europäischen  Parlamentes  und  des  Rates  vom  26.  Mai
 2003,  die  für  Rechtsbehelfe  von  anerkannten  Umweltverei-
 nigungen  maßgeblich  sind.  Diese  Vorgaben  werden  durch
 das  geltende  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz  in  deutsches
 Recht  umgesetzt.  Hierzu  hat  der  Europäische  Gerichtshof
 mit  Urteil  vom  12.  Mai  2011  (Rechtssache  C-115/09)  ent-
 schieden,  dass  die  Vorschriften  den  Vorgaben  des  Europa-
 rechts  widersprechen,  soweit  anerkannte  Umweltvereini-
 gungen  auf  die  Rüge  der  Verletzung  subjektiv-öffentlicher
 Rechte  beschränkt  werden.  Zu  den  Rechten,  die  anerkannte
 Umweltvereinigungen  geltend  machen  können,  zählen  nach
 dem  Urteil  zwingend  die  nationalen  Rechtsvorschriften,  die
 umweltrechtliche  Vorschriften  der  Europäischen  Union  um-
 setzen  sowie  die  unmittelbar  anwendbaren  Vorschriften  des
 Umweltrechts der Europäischen Union.

 Ziel  des  Gesetzentwurfs  ist  eine  lückenlose  1:1-Umsetzung
 von  Artikel  10a  der  UVP-Richtlinie  der  EU  (jetzt  Artikel  11)
 sowie  von  Artikel  9  Absatz  2  des  UN  ECE  –  Aarhus-Über-
 einkommens.

 Die  Europäische  Kommission  erwartet  üblicherweise,  dass
 nationales  Recht,  das  nach  einem  Urteil  des  Europäischen
 Gerichtshofes  nicht  mit  europäischem  Recht  vereinbar  ist,
 innerhalb eines Jahres angepasst wird.

 Im  vorliegenden  Gesetzentwurf  sind  zudem  weitere  notwen-
 dige  Rechtsanpassungen  umweltrechtlicher  Vorschriften
 vorgesehen,  die  ebenfalls  auf  Vorgaben  des  Europarechts  be-
 ruhen.

 II.  Wesentlicher Inhalt des Gesetzes

 Durch  den  Gesetzentwurf  sollen  insgesamt  sieben  Gesetze
 und vier Rechtsverordnung punktuell geändert werden.

 Artikel  1  betrifft  im  Wesentlichen  die  Umsetzung  des  Urteils
 des  Europäischen  Gerichtshofs  vom  12.  Mai  2011  (Rechts-
 sache  C-115/09).  Die  Artikel  2  bis  12  dienen  der  Umsetzung
 weiterer  europarechtlicher  Vorgaben,  vor  allem  auf  Grund
 der  Richtlinien  zur  Umwelthaftung,  zur  Strategischen  Um-
 weltprüfung  und  zur  Umweltverträglichkeitsprüfung.  Arti-
 kel  12  und  13  enthalten  Schlussvorschriften  über  eine  Befug-
 nis zur Neubekanntmachung und über das Inkrafttreten.

 III.  Gesetzgebungskompetenzen des Bundes

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  ergibt  sich  für  die
 einzelnen Artikel wie folgt:

 •  Artikel  1  (Änderung  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz):
 Artikel  74  Absatz  1  Nummer  1  des  Grundgesetzes  (ge-
 richtliches Verfahren);

 •  Artikel  2  (Änderung  des  Gesetzes  über  die  Umweltver-
 träglichkeitsprüfung):  Artikel  73  Absatz  1  Nummer  1,  6,
 6a  und  14  (Verteidigung,  Luftverkehr,  Eisenbahnen  und
 Kernenergie)  und  Artikel  74  Absatz  1  Nummer  11,  17,
 18,  21,  22,  23,  24,  29,  31  und  32  (Recht  der  Wirtschaft,

 Land-  und  Forstwirtschaft,  Fischerei,  Küstenschutz,  Bo-
 denrecht,  Seewasserstraßen  und  die  dem  allgemeinen
 Verkehr  dienenden  Binnenwasserstraßen,  Bau  und  Unter-
 haltung  von  Landstraßen  für  den  Fernverkehr,  Schienen-
 bahnen,  Abfallwirtschaft,  Luftreinhaltung,  Naturschutz,
 Raumordnung und Wasserhaushalt);

 •  Artikel  3  (Änderung  des  Umweltauditgesetzes):  Artikel  74
 Absatz  1  Nummer  11  des  Grundgesetzes  (Recht  der  Wirt-
 schaft);

 •  Artikel  4  (Änderung  des  Umweltschadensgesetzes):  Ar-
 tikel  74  Absatz  1  Nummer  11,  18,  29  und  32  des  Grund-
 gesetzes  (Recht  der  Wirtschaft,  Bodenrecht,  Naturschutz
 und Wasserhaushalt);

 •  Artikel  5  (Änderung  des  Strafgesetzbuchs):  Artikel  74
 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (Strafrecht);

 •  Artikel  6  (Änderung  des  Wasserhaushaltsgesetzes):  Arti-
 kel  74  Absatz  1  Nummer  17  (Förderung  der  land-  und
 forstwirtschaftlichen  Erzeugung)  und  32  des  Grundgeset-
 zes (Wasserhaushalt);

 •  Artikel  7  (Änderung  des  Bundesnaturschutzgesetzes):
 Artikel  74  Absatz  1  Nummer  29  des  Grundgesetzes  (Na-
 turschutz);

 •  Artikel  8  (Änderung  der  UAG-Zulassungsverfahrensver-
 ordnung):  Artikel  74  Absatz  1  Nummer  11  des  Grund-
 gesetzes (Recht der Wirtschaft);

 •  Artikel  9  (Änderung  der  UAG-Gebührenverordnung):
 Artikel  74  Absatz  1  Nummer  11  des  Grundgesetzes
 (Recht der Wirtschaft);

 •  Artikel  10  (Änderung  der  Bundesartenschutzverord-
 nung):  Artikel  74  Absatz  1  Nummer  29  des  Grundgeset-
 zes (Naturschutz);

 •  Artikel  11  (Änderung  der  Seeanlagenverordnung):  Arti-
 kel  74  Absatz  1  Nummer  21  des  Grundgesetzes  (Seewas-
 serstraßen).

 Soweit  die  Gesetzgebungskompetenz  nach  Artikel  74  Absatz  1
 Nummer  11  und  22  des  Grundgesetzes  in  Anspruch  genom-
 men  wird,  ergibt  sich  die  Erforderlichkeit  einer  bundesgesetz-
 lichen  Regelung  gemäß  Artikel  72  Absatz  2  des  Grundgeset-
 zes  daraus,  dass  die  Regelungen  in  den  Artikeln  2,  3,  4,  8
 und  9  des  Gesetzentwurfs  der  Wahrung  der  Rechts-  und  Wirt-
 schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse dienen.

 Die  vorgesehenen  Änderungen  und  Klarstellungen  in  Arti-
 kel  2  des  Gesetzentwurfs  bauen  auf  bestehenden  Verfahren-
 regelungen  auf,  denen  nach  der  UVP-Richtlinie  ein  medien-
 übergreifender  Ansatz  zu  Grunde  liegt,  der  alle  Umweltas-
 pekte  umfasst  und  die  Beachtung  der  Wechselwirkung
 zwischen  den  verschiedenen  Schutzgütern  vorschreibt.  Ge-
 genstand  dieser  Regelungen  sind  raumbedeutsame  Vorhaben
 mit  erheblichen  Umweltauswirkungen,  die  häufig  auch  die
 Grenzen  eines  Bundeslandes  oder  die  Grenzen  eines  Mit-
 gliedstaates  der  EU  überschreiten  und  damit  nicht  primär
 von  regionalen  oder  örtlichen  Besonderheiten  geprägt  sind.
 Daher  können  auch  die  ergänzenden  Regelungen  für  die
 Umweltverträglichkeitsprüfung  und  die  Strategische  Um-
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weltprüfung  nur  aus  übergeordneter  Perspektive  getroffen
 werden.  Dies  erfordert  eine  bundesgesetzliche  Regelung,  un-
 ter  anderem  auch,  um  eine  Rechtszersplitterung  und  die  da-
 mit  verbundenen  erheblichen  Rechtsunsicherheiten  für  die
 Rechtsanwender  zu  verhindern.  Zudem  beinhalten  die  UVP-
 Regelungen  verfahrensrechtliche  Anforderungen  an  die  Zu-
 lassung  umweltrelevanter  Vorhaben  und  bilden  damit  wich-
 tige  Rahmenbedingungen  für  wirtschaftliche  und  infrastruk-
 turelle  Aktivitäten.  Die  bundeseinheitliche  Geltung  dieser
 Regelungen  ist  damit  auch  zur  Schaffung  eines  allgemeinen
 Handlungsrahmens  für  Bürger  und  Wirtschaft,  der  im  ge-
 samten  Bundesgebiet  im  Wesentlichen  der  Gleiche  sein
 muss,  unerlässlich.  Um  diese  Einheitlichkeit  der  Rahmenbe-
 dingungen  für  das  gesamte  Bundesgebiet  zu  erhalten,  muss
 auch  die  Anpassung  dieser  Regelungen  bundesgesetzlich  er-
 folgen.  Würden  die  Regelungen  den  Ländern  überlassen
 bleiben,  könnten  die  einzelnen  Änderungen  sehr  unter-
 schiedlich  vorgenommen  werden.  Dies  könnte  zur  Folge  ha-
 ben,  dass  Länder  mit  weitreichenderen  Rechtsänderungen
 im  Vergleich  zu  anderen  Ländern  von  Unternehmern  nicht
 als  Standort  in  Betracht  gezogen  werden.  Zudem  könnten
 sich  für  ortsgebundene  Unternehmen  Wettbewerbsnachteile
 gegenüber  anderen  Unternehmen  ergeben,  die  sich  in  Län-
 dern  mit  weniger  weitreichenden  Rechtsänderungen  nieder-
 lassen.  Hierdurch  können  Hindernisse  und  Schranken  für
 den  wirtschaftlichen  Verkehr  im  Bundesgebiet  errichtet  wer-
 den,  die  zu  einer  Wettbewerbsverzerrung  führen  und  erheb-
 liche  Nachteile  für  die  Gesamtwirtschaft  mit  sich  bringen
 können.  Um  dies  zu  vermeiden,  ist  eine  Änderung  des  Bun-
 desgesetzes  unvermeidlich.  Die  Regelungen  zur  Klarstel-
 lung  und  Ergänzung  des  UVPG  sind  somit  erforderlich,  um
 die  Rechts-  und  Wirtschaftseinheit  in  den  verschiedenen  Re-
 gionen des Bundesgebietes zu wahren.

 Die  Regelungen  in  Artikel  3  des  Gesetzentwurfs  dienen  der
 Qualitätssicherung  des  EG-Öko-Audits  und  gewährleisten,
 dass  Gutachter  bundesweit  auf  demselben  hohen  Niveau  tä-
 tig  werden.  Dies  gilt  in  gleichem  Maße  für  die  Regelungen
 der  Artikel  8  und  9,  die  redaktionelle  Folgeänderungen  in  der
 UAG-Gebühren-  und  UAG-Zulassungsverfahrensverord-
 nung  vornehmen.  Die  Regelungen  zum  EG-Öko-Audit,  über
 die  Zulassung  der  Umweltgutachter  und  Umweltgutachter-
 organisationen  und  zur  Gebührenerhebung  sind  erforderlich,
 weil  es  sich  bei  der  Tätigkeit  als  Umweltgutachter  oder  Um-
 weltgutachterorganisationen  um  ein  Berufsbild  handelt,  das
 sich  auf  Bereiche  mit  hohem  Gefährdungspotential  erstreckt.
 So  bringt  die  Teilnahme  am  EG-Öko-Audit  für  Unternehmen
 oft  auch  den  Vorteil  mit  sich,  dass  der  Vollzug  des  Umwelt-
 ordnungsrechts  erleichtert  wird,  indem  z.  B.  auf  behördliche
 Überwachungsmaßnahmen  verzichtet  werden  wird.  Voraus-
 setzung  hierfür  ist,  dass  durch  die  gutachterliche  Überprü-
 fung  der  Standorte  der  eingetragenen  Organisationen  und  die
 zusätzliche  Überprüfung  der  Teilnahmevoraussetzungen  des
 EG-Öko-Audits  im  Registrierungsverfahren  sichergestellt
 wird,  dass  nach  EMAS  registrierte  Organisationen  auf
 Grund  ihres  funktionsfähigen  Umweltmanagementsystems
 über  eine  effektive  Eigenüberwachung  verfügen.  Ein  weite-
 rer  Grund  dafür,  dass  das  Registrierungssystem  bundesweit
 nach  denselben  Verfahren  und  Anforderungen  gehandhabt
 werden  muss,  liegt  schließlich  darin,  dass  die  Registrie-
 rungsvoraussetzungen,  wann  immer  eine  Organisation  –  etwa
 ein  größeres  Industrieunternehmen  –  ihr  Umweltmanage-
 mentsystem  über  mehrere,  in  verschiedenen  Bundesländern

 oder  in  verschiedenen  Mitgliedstaaten  der  Europäischen
 Union  gelegene  Standorte  erstreckt,  länderübergreifend  für
 eine  Organisation  überprüft  werden  müssen.  Eine  länder-
 rechtliche  Regelung  ist  daher  auch  im  Hinblick  auf  die  län-
 derübergreifenden  Aufgaben,  die  den  registerführenden
 Stellen  zugewiesen  sind,  nicht  sinnvoll.  Ein  effektives  bun-
 desrechtlich  geregeltes  Registrierungsverfahren  gewährleis-
 tet  ein  einheitliches  Qualitätsniveau  der  an  EMAS  teil-
 nehmen  Organisationen  und  sichert  die  Durchsetzung
 materieller  Umweltschutzziele  und  -anforderungen.  Das
 Verfahren  zur  Registrierung  der  am  EG-Öko-Audit  teilneh-
 menden  Betriebe  und  anderen  Institutionen  kann  für  die  teil-
 nehmenden  Organisationen  und  die  betroffenen  Bereiche
 des  Umweltrechts  in  sinnvoller  Weise  nur  einheitlich  und
 nicht  teils  bundes-  und  teils  landesrechtlich  geregelt  werden.

 Die  vorgesehenen  Regelungen  in  Artikel  4  zum  Umwelt-
 schadensgesetz  sind  im  Hinblick  auf  die  vielfach  überört-
 lichen  oder  überregionalen  Umweltauswirkungen  der  erfass-
 ten  wirtschaftlichen  Vorhaben  und  Umweltschäden  erforder-
 lich.  Im  Einzelnen  wird  hierzu  auf  die  Begründung  in  der
 Bundestagsdrucksache 16/3806 verwiesen.

 IV.  Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen
 Union und völkerrechtlichen Verträgen, die die
 Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat

 Der  Gesetzentwurf  steht  im  Einklang  mit  dem  Recht  der  Eu-
 ropäischen  Union,  insbesondere  den  Richtlinien  2011/92/
 EU, 2001/42/EG und 2003/35/EG.

 Der  Gesetzentwurf  ist  ebenso  vereinbar  mit  völkerrecht-
 lichen  Verträgen,  die  die  Bundesrepublik  Deutschland  abge-
 schlossen  hat,  insbesondere  dem  UN-ECE-Espoo-Überein-
 kommen,  dem  UN-ECE-Aarhus-Übereinkommen  und  dem
 UN-ECE-SEA-Protokoll.

 V.  Alternativen

 Andere  Möglichkeiten  bestehen  nicht,  um  das  Ziel  des  Ge-
 setzes  zu  erreichen.  Ebenso  wenig  kommt  ein  Verzicht  auf
 das Gesetzgebungsvorhaben in Betracht.

 VI.  Nachhaltigkeitsaspekte

 Der  Gesetzentwurf  steht  im  Einklang  mit  dem  Leitgedanken
 der  Bundesregierung  zur  nachhaltigen  Entwicklung  im  Sin-
 ne der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie.

 VII.  Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

 Nennenswerte  Mehrbelastungen  für  die  öffentlichen  Haus-
 halte  durch  Artikel  1  des  Gesetzes  sind  nicht  zu  erwarten.
 Bereits  das  geltende  Recht  ermöglicht  anerkannten  Umwelt-
 vereinigungen  die  Einlegung  von  Rechtsbehelfen.  Nach  dem
 Urteil  des  Europäischen  Gerichtshofes  vom  12.  Mai  2011  ist
 Artikel  10a  der  UVP-Richtlinie  der  EU  (jetzt  Artikel  11)
 direkt  anzuwenden,  solange  und  soweit  das  Umwelt-Rechts-
 behelfsgesetz  hinter  den  Anforderungen  der  Richtlinie  2003/
 35/EG  zurückbleibt.  Danach  könnten  anerkannte  Umwelt-
 vereinigungen  bereits  jetzt  in  weitgehendem  Maße  objektive
 Rechtsverletzungen  im  Rahmen  von  Rechtsbehelfen  geltend
 machen.  Diese  Rechtslage  wird  nunmehr  im  nationalen
 Recht  nachvollzogen.  Sofern  dennoch  ein  zusätzlicher  Ar-
 beitsaufwand  bei  den  Gerichten  entstehen  sollte,  kann  dieser
 im  Rahmen  der  vorhandenen  Kapazitäten  bei  Bund  und  Län-
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dern  aufgefangen  werden.  Die  Erfahrungen  mit  umwelt-
 rechtlichen  Verbandsklagen  im  deutschen  Recht  und  im  in-
 ternationalen  Vergleich  lassen  keine  übermäßige  Zunahme
 an Klagen erwarten.

 Im  Übrigen  entstehen  durch  das  Gesetz  keine  zusätzlichen
 Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand.

 VIII.  Erfüllungsaufwand

 Für  Bürgerinnen  und  Bürger  entsteht  durch  den  Gesetzent-
 wurf  kein  zusätzlicher  Erfüllungsaufwand.  Es  entsteht  auch
 kein  zusätzlicher  Erfüllungsaufwand  aus  Informations-
 pflichten  für  die  Wirtschaft  gegenüber  den  bereits  bestehen-

 den  landesrechtlichen  Vorgaben.  Der  zusätzliche  Erfüllungs-
 aufwand  für  die  Verwaltung  (Vollzugsaufwand)  ist  aufgrund
 der  geringen  Mehrbelastung  auf  Bundesebene  nicht  beziffer-
 bar.  Auf  Länderebene  einschließlich  der  Kommunen  wird
 der  zusätzliche  Erfüllungsaufwand  als  gering  eingeschätzt
 und  ist  von  den  Ländern  nicht  bezifferbar.  Etwaiger  Mehr-
 bedarf  auf  Bundesebene  an  Sach-  und  Personalmitteln  soll
 finanziell  und  stellenmäßig  in  den  jeweils  betroffenen  Ein-
 zelplänen  ausgeglichen  werden.  Eine  Übersicht  der  einzel-
 nen  Vorgaben  des  Gesetzentwurfs,  die  Vollzugsaufwand  be-
 gründen  oder  sich  auf  den  Aufwand  zur  Erfüllung  von
 Informationspflichten  der  Wirtschaft  auswirken,  enthält  die
 nachfolgende Tabelle.

 Lfd.
 Nr.

 Regelung  Vorgabe  Normadressat
 (Bürger,  Wirtschaft,

 Verwaltung)

 Veränderung
 Erfüllungsaufwand

 in T Euro

 1  Anlage 1 Nr. 17.3
 bis 17.3.3 UVPG

 Erweiterung  der  Liste  UVP-pflichtiger
 Vorhaben,  hier:  Projekte  zur  Verwen-
 dung  von  Ödland  oder  naturnahen  Flä-
 chen  zu  intensiver  Landwirtschaftsnut-
 zung

 NEU:  IP  Wirtschaft2,
 Verwaltung

 0, 0

 2  Anlage 3 Nr. 1.12
 UVPG

 Erweiterung  der  Liste  SUP-pflichtiger
 Pläne  und  Programme,  hier:  Aktions-
 programme  zum  Schutz  der  Gewässer
 vor  Verunreinigung  durch  Nitrat  aus
 landwirtschaftlichen Quellen

 NEU: Verwaltung  0

 3  Anlage 3 Nr. 2.7
 UVPG

 Klarstellung  der  SUP-pflichtigen  Pläne
 und  Programme,  hier:  Operationelle
 Programme

 EA  der  Verwaltung;  Erweiterung  der
 Liste  SUP-pflichtiger  Pläne  und  Pro-
 gramme

 Verwaltung  0

 4  §  9 Absatz 1
 Satz  3 UAG

 Klarstellung  der  inhaltlichen  Anforde-
 rungen  der  EG-Verordnung  1221/2009
 an  die  Drittlandszulassung  von  Um-
 weltgutachtern,  wie  bereits  in  §  1a  Ab-
 satz  1  Satz  1  der  UAG-Zulassungsver-
 fahrensverordnung festgelegt.

 Wirtschaft  0

 5  §  9 Absatz 2 UAG  Klarstellung  der  Inhalte  eines  Zulas-
 sungsbescheids für Umweltgutachter

 Verwaltung  0

 6  §  10 Absatz 1
 Satz  2 UAG

 Klarstellung  der  in  §  2a  der  UAG-Zu-
 lassungsverfahrensverordnung  in  Aus-
 führung  der  Bestimmungen  der  EG-
 Verordnung  1221/2009  bereits  geregel-
 ten  Voraussetzungen  für  die  Drittlands-
 zulassung  von  Umweltgutachterorgani-
 sationen

 Wirtschaft  0

 7  §  10 Absatz 2
 Satz  3 UAG

 Klarstellung  der  Inhalte  eines  Zulas-
 sungsbescheids  für  Umweltgutachter-
 organisationen

 Verwaltung  0

 8  §  10 Absatz 2
 Satz  4 UAG

 Klarstellung  der  Inhalte  eines  Zulas-
 sungsbescheids  für  Umweltgutachter-
 organisationen

 Verwaltung  0

 2  Keine neue Informationspflicht für die Wirtschaft gegenüber den bereits bestehenden Regelungen im Landesrecht.
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Soweit  in  der  Tabelle  ausgewiesen  ist,  dass  sich  der  Erfül-
 lungsaufwand  nicht  ändert,  enthält  der  Gesetzentwurf  im
 Vergleich  zur  geltenden  Rechtslage  keine  zusätzlichen  oder
 inhaltlich  geänderten  Vorgaben.  Wegen  der  Einzelheiten
 wird  auf  die  Erläuterung  der  Regelungen  im  besonderen  Teil
 der Begründung verwiesen.

 Im  Übrigen  beruht  die  Schätzung  des  Erfüllungsaufwands
 auf  folgenden  Erwägungen,  denen  Angaben  der  beteiligten
 Fachkreise  und  Verbände  sowie  der  Länder  zugrunde  liegen:

 Zu Nummer 1  (Anlage 1 Nummer 17.3 bis 17.3.3 UVPG)

 Die  Erweiterung  des  Katalogs  der  bundesrechtlich  UVP-
 bzw.  vorprüfungspflichtigen  Vorhaben  auf  die  Umwandlung
 von  Ödland  und  naturnahen  Flächen  betrifft  das  Verwal-
 tungsverfahren  bei  einem  Teil  der  Vorhaben,  die  einer  Ge-
 nehmigung  nach  §  17  Absatz  3  BNatSchG  bedürfen.  Der
 Genehmigungsvorbehalt  war  bis  zum  Gesetz  zur  Neuord-
 nung  des  Rechts  des  Naturschutzes  und  der  Landschafts-
 pflege  in  den  Landesnaturschutzgesetzen  geregelt.  Auch  die
 –  unionsrechtlich  vorgegebene  –  UVP-  bzw.  Vorprüfungs-
 pflicht  für  diese  Vorhaben  war  bislang  im  Landesrecht  gere-
 gelt.

 Die  neue  Nummer  17.3  der  Anlage  1  zum  UVPG  begründet
 keine  selbstständigen  Informationspflichten  für  Vorhaben-
 träger.  Da  die  UVP  unselbstständiger  Teil  verwaltungs-
 behördlicher  Zulassungsverfahren  ist,  ist  Informationsauf-
 wand,  der  im  Zusammenhang  mit  der  UVP  entsteht,  dem
 naturschutzrechtlichen  Zulassungsverfahren  nach  dem
 BNatSchG zuzurechnen.

 Für  die  Wirtschaft  folgt  aus  der  Neuregelung  ein  bislang  lan-
 desrechtlich,  künftig  bundesrechtlich  begründeter  Bürokra-
 tiekostenaufwand  dadurch,  dass  die  Antragsunterlagen  bei
 Vorhaben,  die  einer  UVP-Pflicht  unterliegen,  den  Anforde-
 rungen  des  UVP-Gesetzes  genügen  müssen.  Da  diese  Vorga-
 ben  auch  schon  bisher  nach  Maßgabe  des  Landesrechts  be-
 standen,  ist  der  entsprechende  Aufwand  schon  in  die
 Bürokratiekostenabschätzung  für  §  17  Absatz  3  BNatSchG
 (Bundestagsdrucksache  16/12274,  S.  43  f.)  eingegangen.
 Zusätzliche  Bürokratiekosten  entstehen  durch  die  bundes-
 rechtliche  Regelung  der  UVP-  und  Vorprüfungspflicht  nicht.

 Für  die  Verwaltung  (Länderebene  nach  Maßgabe  der  landes-
 rechtlichen  Zuständigkeitsregelungen  einschließlich  der
 Kommunen)  entsteht  Vollzugsaufwand  dadurch,  dass  das
 Verfahren  bei  der  Genehmigung  der  Vorhaben  den  Anforde-
 rungen  des  UVP-Gesetzes  genügen  muss.  Das  betrifft  insbe-
 sondere die Durchführung einer Öffentlichkeitsbeteiligung.

 Unter  Zugrundelegung  der  Angaben  der  Länder  hat  diese
 Vorschrift  jedoch  nur  geringe  Bedeutung  im  Vollzug.  Der
 Aufwand  für  die  Durchführung  einer  Vorprüfung  ist  mit
 einer  geringen  Mehrbelastung  verbunden,  der  aber  von  den
 Ländern nicht beziffert werden kann.

 Zu Nummer 2  (Anlage 3 Nummer 1.12 UVPG)

 Gegenüber  der  bisherigen  Rechtslage  führt  die  Neuregelung
 zum  Nitrataktionsprogramm  zu  zusätzlichem  Aufwand  auf
 der  Bundesebene  für  die  Vorbereitung  von  rechtsverbind-
 lichen  Regelungen  im  Sinne  von  Artikel  5  Absatz  4  der  Nit-
 ratrichtlinie,  die  in  der  VAUwS  und  in  der  DüngemittelVO
 getroffen  werden  sollen.  Aufgrund  der  Rechtsprechung  des
 EuGH  ist  bei  der  Vorbereitung  dieser  Regelungen  nicht  nur
 eine  Öffentlichkeitsbeteiligung  nach  Richtlinie  2003/35/EG
 erforderlich,  sondern  das  Verfahren  muss  auch  den  Anforde-
 rungen  der  SUP-Richtlinie  genügen.  Das  bedeutet  insbeson-
 dere, dass zusätzlich ein Umweltbericht zu erstellen ist.

 Der  damit  verbundene  Mehraufwand  fällt  im  Düngebereich
 nur  alle  drei  bis  vier  Jahre  sowie  im  Wasserbereich  sogar
 eher  im  doppelten  Jahresabstand  an  und  ist  damit  geringfü-
 gig,  so  dass  dahinstehen  kann,  ob  Aufwand  zur  Vorbereitung
 von  Rechtsvorschriften  als  Erfüllungsaufwand  im  Sinne  des
 NKR-Gesetzes einzuordnen ist.

 Zu Nummer 12  (§  83 Wasserhaushaltsgesetz)

 Aus  der  Änderung  von  §  83  WHG  können  sehr  geringe
 Mehrkosten  für  die  Verwaltung  entstehen.  Diese  sind  nach
 Angaben  der  Länder  nicht  bezifferbar.  Bereits  jetzt  müssen
 die  Bewirtschaftungspläne  für  die  Flussgebietseinheiten
 nach  §  83  Absatz  2  Satz  1  in  Verbindung  mit  Anhang  VII
 Nummer  7.2  der  Richtlinie  2000/60/EG  (Wasserrahmen-
 richtlinie,  WRRL)  einen  Bericht  über  praktische  Schritte  und
 Maßnahmen  zur  Anwendung  des  Kostendeckungsprinzips

 Lfd.
 Nr.

 Regelung  Vorgabe  Normadressat
 (Bürger,  Wirtschaft,

 Verwaltung)

 Veränderung
 Erfüllungsaufwand

 in T Euro

 9  §  11 Absatz 4 UAG  Klarstellung  der  Notwendigkeit  eines
 Zulassungs-Fachgesprächs,  wie  in  §  5a
 der  UAG-Zulassungsverfahrensverord-
 nung  in  Ausführung  der  Bestimmungen
 der  EG-Verordnung  1221/2009  bereits
 geregelt

 Verwaltung, Wirt-
 schaft

 0

 10  §  17 Absatz 3 UAG  Klarstellung,  dass  auch  die  Drittlands-
 zulassung  den  Regelungen  über  den
 Widerruf unterliegt.

 Verwaltung  0

 11  §  62a WHG  Mit  Nr.  2  zu  einem  Prozess  zusammen-
 gefasst

 Siehe Nr. 2  Siehe Nr. 2

 12  §  83 WHG  Ergänzung  der  Inhalte  des  Bewirtschaf-
 tungsplans  nach  Artikel  9  Absatz  2  und  4
 Satz 2 der Wasserrahmenrichtlinie

 Verwaltung  0
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nach  Artikel  9  WRRL  enthalten.  Die  Ergänzung  in  §  83  Ab-
 satz  2  Nummer  5  enthält  eine  Konkretisierung  dieser  Vor-
 schrift,  die  der  Verwaltung  auferlegt,  nähere  Angaben  zu
 bestimmten  Aspekten  der  Umsetzung  des  Kostendeckungs-
 prinzips  und  seiner  Ausnahmen  in  den  Bericht  aufzunehmen.

 IX.  Weitere Kosten

 Wie  unter  Abschnitt  VII  erläutert,  ermöglicht  bereits  das  gel-
 tende  Recht  anerkannten  Umweltvereinigungen  weitgehend
 die  Einlegung  von  Rechtsbehelfen.  Es  kann  dennoch  nicht
 ausgeschlossen  werden,  dass  die  erweiterte  Rügebefugnis  in
 Einzelfällen  zu  Verfahrensverzögerungen  und  damit  zu
 Mehraufwand  bei  Investitionsvorhaben  führen  kann.  Soweit
 in  solchen  Einzelfällen  zusätzliche  Kosten  für  Wirtschaft
 und  Unternehmen  entstehen  sollten,  sind  diese  allerdings  auf
 Grund der europarechtlichen Vorgaben unvermeidbar.

 Bei  der  vorgesehenen  Ergänzung  der  Anlage  1  zum  Gesetz
 über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  wird  davon  ausge-
 gangen,  dass  der  damit  verbundene  Verwaltungsaufwand
 dem  Aufwand  entspricht,  der  für  diese  UVP-pflichtigen  Vor-
 haben  nach  der  derzeitigen  landesgesetzlichen  Regelung  an-
 fällt.  Sollte  dennoch  in  Einzelfällen  ein  erhöhter  Verwal-
 tungsaufwand  entstehen,  würde  dieser  Mehraufwand  nach
 Maßgabe  der  landesrechtlichen  Gebührenvorschriften  von
 den Vorhabenträgern refinanziert werden.

 Auswirkungen  auf  Einzelpreise  und  auf  das  Preisniveau,  ins-
 besondere  auf  das  Verbraucherpreisniveau,  sind  nicht  zu  er-
 warten.

 X.  Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

 Der  Gesetzentwurf  bewirkt  auch  eine  Rechts-  und  Verwal-
 tungsvereinfachung,  da  die  Umsetzung  der  Entscheidung
 des  Europäischen  Gerichtshofes  vom  12.  Mai  2011  in  natio-
 nales  Recht  die  seit  diesem  Urteil  geltende  Direktwirkung
 von  Artikel  10a  der  UVP-Richtlinie  der  EU  (jetzt  Artikel  11)
 ablöst.

 XI.  Geschlechterspezifische Auswirkungen

 Der  Gesetzentwurf  hat  keine  gleichstellungsspezifischen
 Auswirkungen.

 XII.  Zeitliche Geltung; Befristung

 Eine  Befristung  des  Gesetzes  kommt  auf  Grund  seiner  Ziel-
 setzung,  zwingende  Vorgaben  des  Rechts  der  Europäischen
 Union  und  des  Völkerrechts  in  das  deutsche  Recht  umzuset-
 zen,  nicht  in  Betracht.  Eine  befristete  Geltung  würde  daher
 im Widerspruch zum Ziel des Gesetzes stehen.

 B. Zu den einzelnen Vorschriften

 Zu Artikel 1  (Änderung des Umwelt-Rechts-
 behelfsgesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  1)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Die  redaktionelle  Ergänzung  der  Nummer  1  in  §  1  Absatz  1
 Satz  1  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes  erfolgt  aus  rechts-
 förmlichen Gründen.

 Zu den Doppelbuchstaben bb und cc

 Die  lediglich  rechtstechnische  Ergänzung  des  §  1  Absatz  1
 Satz  1  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes  um  eine  neue
 Nummer  3  bewirkt  eine  Systematisierung,  die  bereits  im
 Entwurf  für  das  Erste  Buch  zum  Umweltgesetzbuch  vorge-
 sehen  war.  Die  bisher  in  §  11  Absatz  2  des  Umweltschadens-
 gesetzes  (USchadG)  getroffene  Regelung  zu  Rechtsbehelfen
 von  Vereinigungen  wird  nunmehr  in  den  §  1  Satz  1  des  Um-
 welt-Rechtsbehelfsgesetzes  als  neue  Nummer  3  überführt.
 Diese  Rechtsbehelfsbestimmung  basiert  auf  Artikel  13  der
 Richtlinie  2004/35/EG  des  Europäischen  Parlamentes  und
 des  Rates  vom  21.  April  2004  über  Umwelthaftung  zur
 Vermeidung  und  Sanierung  von  Umweltschäden  (ABl.  EU
 Nr.  L  143  S.  56;  Umwelthaftungsrichtlinie).  Mit  der  Aufnah-
 me  von  Entscheidungen  nach  dem  Umweltschadensgesetz  in
 den  Anwendungsbereich  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgeset-
 zes  gelten  dessen  Bestimmungen  nun  unmittelbar,  während
 §  11  Absatz  2  des  Umweltschadensgesetzes  bisher  eine  ent-
 sprechende  Anwendung  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes
 anordnet.  Damit  ist  im  Vergleich  zur  bestehenden  Rechtslage
 keine  Erweiterung  oder  Beschränkung  der  Rechtsbehelfs-
 möglichkeiten  von  anerkannten  Umweltvereinigungen  ver-
 bunden.

 Zu Buchstabe b

 Ähnlich  wie  der  Entwurf  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes
 von  2005  beinhaltet  der  neue  Absatz  3  in  §  1  eine  Abgren-
 zungsregelung  zu  §  64  Absatz  1  des  Bundesnaturschutzge-
 setzes.  Danach  geht  das  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz  der
 Vereinsklage  gegen  Planfeststellungsbeschlüsse  nach  dem
 Bundesnaturschutzgesetz  in  den  Fällen  vor,  bei  denen  an-
 sonsten  beide  Gesetze  in  vollem  Umfang  anwendbar  wären.
 Die  Regelung  steht  jedoch  einer  parallelen  Anwendung  bei-
 der  Gesetze  in  solchen  Fällen  nicht  entgegen,  bei  denen  bei-
 spielsweise  eine  erteilte  naturschutzrechtliche  Befreiung
 ausnahmsweise  nicht  bereits  in  die  Zulassungsentscheidung
 für  ein  UVP-pflichtiges  Vorhaben  einkonzentriert  worden
 ist,  aber  gegen  beide  Entscheidungen  Rechtsbehelfe  einge-
 legt  werden  sollen.  Für  die  Regelung  des  Bundesnatur-
 schutzgesetzes  verbleibt  insbesondere  noch  ein  Anwen-
 dungsbereich,  wenn  im  Bundes-  oder  Landesrecht  für  ein
 Vorhaben  eine  Planfeststellung  vorgeschrieben  ist,  für  das
 nicht  zugleich  auch  eine  UVP-Pflicht  oder  UVP-Vorprü-
 fungspflicht besteht.

 Zu Nummer 2  (§  2)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Mit  der  Änderung  von  §  2  Absatz  1  Nummer  1  werden  die
 Konsequenzen  aus  dem  Urteil  des  Europäischen  Gerichts-
 hofes  (EuGH)  vom  12.  Mai  2011  (Rechtssache  C-115/09;
 Trianel)  gezogen.  Ziel  ist  eine  lückenlose  1:1-Umsetzung
 von  Artikel  10a  der  UVP-Richtlinie  der  EU  (jetzt  Artikel  11)
 sowie  von  Artikel  9  Absatz  2  des  UN-ECE-Aarhus-Überein-
 kommens.

 Das  genannte  Urteil  des  EuGH  beruht  auf  einem  Vorab-
 entscheidungsersuchen  des  Oberverwaltungsgerichts  des
 Landes  Nordrhein-Westfalen  vom  März  2009.  Zu  den  Fra-
 gen  des  OVG  hat  der  Europäische  Gerichtshof  festgestellt,
 dass  die  Vorschriften  des  deutschen  Umwelt-Rechtsbehelfs-
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gesetzes  über  den  Gerichtszugang  nicht  mit  Artikel  10a  der
 UVP-Richtlinie  der  EU  (jetzt  Artikel  11)  vereinbar  sind,  so-
 weit  Nichtregierungsorganisationen,  die  die  Anforderungen
 nach  Artikel  1  Absatz  2  der  Richtlinie  erfüllen  (im  folgen-
 den:  anerkannte  Umweltvereinigungen),  darin  auf  die  Rüge
 der  Verletzung  subjektiv-öffentlicher  Rechte  beschränkt
 werden.  Der  nationale  Gesetzgeber  darf  zwar  den  Gerichts-
 zugang  von  Einzelpersonen  entsprechend  eingrenzen,  nicht
 jedoch  den  Gerichtszugang  anerkannter  Umweltvereinigun-
 gen.

 In  Bezug  auf  das  Unionsrecht,  auf  das  die  Prüfung  des  EuGH
 beschränkt  war,  gehören  zu  den  Rechten,  als  deren  Träger
 die  anerkannten  Umweltvereinigungen  nach  Artikel  10a  Ab-
 satz  3  Satz  3  der  UVP-Richtlinie  der  EU  (jetzt  Artikel  11)
 gelten,  die  nationalen  Rechtsvorschriften,  die  umweltrechtli-
 che  Vorschriften  der  Europäischen  Union  umsetzen,  sowie
 die  unmittelbar  anwendbaren  Vorschriften  des  Umweltrechts
 der  Europäischen  Union.  Eine  Verstoß  gegen  solche  unions-
 basierten  Umweltbestimmungen  kann  somit  von  anerkann-
 ten  Umweltvereinigungen  gerichtlich  geltend  gemacht  wer-
 den.

 Diesen  Grundsätzen  wird  die  geltende  Fassung  des  §  2  Ab-
 satz  1  Nummer  1  und  Absatz  5  Nummer  1  und  2  UmwRG
 nicht  gerecht.  Soweit  diese  Regelungen  Rechtsbehelfe  von
 Vereinigungen  auf  die  Verletzung  von  Vorschriften  konzent-
 rieren,  die  Rechte  Einzelner  begründen,  schränken  sie  den
 Gerichtszugang  von  Umweltvereinigungen  in  europarecht-
 lich  unzulässiger  Weise  ein.  Der  Bundesgesetzgeber  ist  ver-
 pflichtet,  das  hier  bestehende  Umsetzungsdefizit  binnen  Jah-
 resfrist  zu  beseitigen  und  die  genannten  Bestimmungen
 entsprechend  den  Vorgaben  des  Urteils  an  das  Unionsrecht
 anzupassen.

 Im  Hinblick  auf  das  nationale  Recht  hat  der  Europäische  Ge-
 richtshof  eine  ausdrückliche  Aussage  nur  für  Rechtsvor-
 schriften  getroffen,  die  auf  Recht  der  Europäischen  Union
 beruhen.  Die  Konzentration  auf  diese  Vorschriften  ist  Aus-
 druck  der  eingeschränkten  Gerichtsbarkeit  des  Europäischen
 Gerichtshofs.  Zu  einer  weitergehenden  Prüfung  bestand
 nach  den  Fragen  des  vorlegenden  nationalen  Gerichtes  im
 Übrigen auch kein Anlass.

 Deshalb  lässt  das  Urteil  nicht  den  Schluss  zu,  dass  Rechtsbe-
 helfe  anerkannter  Umweltvereinigungen,  soweit  umwelt-
 rechtliche  Vorschriften  ohne  unionsrechtlichen  Bezug  be-
 troffen  sind,  weiterhin  auf  die  Rüge  der  Verletzung
 drittschützender  Normen  beschränkt  werden  können.  Bei  der
 Umsetzung  des  Urteils  muss  der  Bundesgesetzgeber  viel-
 mehr  dem  Umstand  Rechnung  tragen,  dass  sowohl  die  Euro-
 päische  Union  als  auch  die  Bundesrepublik  Deutschland
 Vertragsparteien  des  UN-ECE-Aarhus-Übereinkommens
 sind  und  damit  zugleich  den  Verpflichtungen  dieses  Über-
 einkommens unterliegen.

 In  diesem  Zusammenhang  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  der-
 zeit  auch  vor  dem  Compliance  Committee  des  UN-ECE-
 Aarhus-Übereinkommens  ein  Verfahren  gegen  die  Bundes-
 republik  Deutschland  zur  Ausgestaltung  der  Umweltver-
 bandsklage  nach  dem  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz  anhän-
 gig  ist  (Az.  ACCC/C/2008/31).  In  diesem  Verfahren  wird
 Deutschland  ein  Verstoß  gegen  Artikel  9  Absatz  2  des  Aar-
 hus-Übereinkommens  vorgeworfen.  Während  des  Parallel-
 verfahrens  vor  dem  Europäischen  Gerichtshof  war  das
 Compliance-Verfahren  bei  der  UN  ECE  ausgesetzt;  es  wurde

 inzwischen  jedoch  wieder  aufgenommen.  Dabei  geht  es  um
 die  eigenständigen  Verpflichtungen  Deutschlands  als  Ver-
 tragspartei  des  Aarhus-Übereinkommens.  Deutschland  ist
 seit  dem  15.  Januar  2007  Vertragspartei  gemäß  dem  Ra-
 tifikationsgesetz  vom  9.  Dezember  2006  (vgl.  BGBl.  2006  II
 S.  1251).

 Artikel  9  Absatz  2  des  Aarhus-Übereinkommens  ist  seinem
 Wortlaut  nach  mit  Artikel  10a  der  UVP-Richtlinie  der  EU
 (jetzt  Artikel  11)  identisch.  Auch  nach  der  Entstehungsge-
 schichte  beider  Vorschriften  kann  nicht  angenommen  wer-
 den,  dass  Artikel  9  Absatz  2  des  Aarhus-Übereinkommens  in
 seinem  sachlichen  Regelungsgehalt  hinter  Artikel  10a  der
 UVP-Richtlinie  (jetzt  Artikel  11)  zurückbleibt.  Daher  ist  die
 Auslegung,  die  Artikel  10a  der  UVP-Richtlinie  der  EU  (jetzt
 Artikel  11)  durch  den  Europäischen  Gerichtshof  gefunden
 hat,  für  das  Verständnis  von  Artikel  9  Absatz  2  des  Aarhus-
 Übereinkommens  gleichermaßen  bedeutsam.  Im  Unter-
 schied  zur  letztgenannten  Vorschrift  gilt  Artikel  9  Absatz  2
 des  Aarhus-Übereinkommens  jedoch  nicht  nur  für  Umwelt-
 bestimmungen,  die  auf  Unionsrecht  beruhen,  sondern  be-
 zieht  auch  die  sonstigen  Umweltvorschriften  einer  Vertrags-
 partei  ein.  Zu  den  Bestimmungen,  deren  Verletzung  nach
 Artikel  9  Absatz  2  des  Aarhus-Übereinkommens  von  Um-
 weltorganisationen  gerügt  werden  kann,  gehören  folglich
 auch  solche,  die  zum  originären  nationalen  Regelungsbe-
 stand zählen.

 Vor  diesem  Hintergrund  kann  sich  die  Anpassung  des  Um-
 welt-Rechtsbehelfsgesetzes  nicht  darauf  beschränken,  aner-
 kannten  Umweltvereinigungen  den  Zugang  zu  Gerichten  nur
 in  Bezug  auf  unionsbasierte  Umweltvorschriften  zu  ermög-
 lichen.  §  2  Absatz  1  Nummer  1  und  Absatz  5  Nummer  1
 und  2  UmwRG  müssen  vielmehr  so  ausgestaltet  werden,
 dass  anerkannte  Umweltvereinigungen  auch  Verstöße  gegen
 andere  nicht  drittschützende  Umweltvorschriften  gerichtlich
 geltend  machen  können.  Hierzu  ist  es  erforderlich,  die  bishe-
 rige  Beschränkung  auf  Vorschriften,  die  „Rechte  Einzelner
 begründen“, insgesamt entfallen zu lassen.

 Zu den Doppelbuchstaben bb und cc

 Die  redaktionellen  Ergänzungen  der  Nummern  2  und  3  in  §  2
 Absatz 1 UmwRG erfolgen aus rechtsförmlichen Gründen.

 Im  Hinblick  auf  die  Voraussetzung  von  §  2  Absatz  1  Num-
 mer  3  UmwRG  für  den  Rechtsbehelf  einer  Umweltvereini-
 gung  wird  darauf  hingewiesen,  dass  eine  Berechtigung  einer
 Umweltvereinigung  zur  Beteiligung  an  einem  fachrechtlich
 geregelten  Zulassungsverfahren  nach  §  1  Absatz  1  Satz  1
 UmwRG  nur  dann  bestehen  kann,  wenn  dieses  Zulassungs-
 verfahren  als  ein  Verfahren  mit  Öffentlichkeitsbeteiligung
 ausgestaltet  ist.  Sofern  ein  fachrechtliches  Zulassungsver-
 fahren  nach  §  1  Absatz  1  Satz  1  UmwRG  im  Einzelfall  keine
 Öffentlichkeitsbeteiligung  vorsieht  (z.  B.  bei  Vorliegen  der
 Voraussetzungen  von  §  16  Absatz  2  BImSchG),  kann  auch
 die  Voraussetzung  von  §  2  Absatz  1  Nummer  3  UmwRG
 nicht erfüllt werden.

 Zu Buchstabe b

 Die  redaktionelle  Ergänzung  in  §  2  Absatz  3  des  Umwelt-
 Rechtsbehelfsgesetzes  erfolgt  aus  rechtsförmlichen  Grün-
 den.
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Zu Buchstabe c

 Wie  bei  §  2  Absatz  1  dient  auch  die  Änderung  von  §  2  Ab-
 satz  5  Satz  1  der  Umsetzung  des  Urteils  des  Europäischen
 Gerichtshofes  vom  12.  Mai  2011  (Rechtssache  C-115/09).
 Zur  Begründung  wird  auf  die  obigen  Ausführungen  Bezug
 genommen.  Darüber  hinaus  wird  die  Vorschrift  sprachlich
 vereinfacht.

 Zu Nummer 3  (§  4)

 Die  Ergänzung  von  §  4  Absatz  1  dient  der  Klarstellung.
 Wenn  die  zuständige  Behörde  eine  UVP-Vorprüfung  im  Ein-
 zelfall  durchgeführt  und  im  Ergebnis  eine  UVP-Pflicht  ver-
 neint  hat,  besteht  hiergegen  das  subjektiv-öffentliche  Rüge-
 recht  nach  §  4  Absatz  1  Satz  1  Nummer  1.  Im  Rahmen  des
 Rechtsbehelfsverfahrens  ist  dann  zu  prüfen,  ob  die  Erforder-
 lichkeit  einer  Umweltverträglichkeitsprüfung  zu  Unrecht  ab-
 gelehnt  worden  ist,  weil  die  behördliche  Vorprüfung  nicht
 dem  Mindestmaßstab  von  §  3a  Satz  4  des  Gesetzes  über  die
 Umweltverträglichkeitsprüfung genügt.

 Diese  Klarstellung  ist  notwendig,  weil  einzelne  Verwal-
 tungsgerichte  §  4  einengend  auslegen  und  damit  dem  Sinn
 dieser  Vorschrift  und  dem  bestehenden  Zusammenhang  mit
 §  3a  Satz  4  UVPG  nicht  gerecht  werden.  So  hat  der  Hessi-
 sche  Verwaltungsgerichtshof  in  Urteilen  vom  24.  September
 2008  (6  C  1600/07)  und  vom  16.  September  2009  (6  C  1005/
 08)  –  ohne  dass  dies  entscheidungserheblich  gewesen  wäre  –
 erklärt,  dass  als  Verfahrensfehler  im  Sinne  von  §  4  Absatz  1
 Satz  1  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes  in  Fällen  der  Vor-
 prüfung  nur  deren  gänzliches  Fehlen  gerügt  werden  könne.
 Der  Fall,  dass  die  Behörde  auf  Grund  einer  nach  dem  Maß-
 stab  des  §  3a  Satz  4  UVPG  fehlerhaften  Durchführung  der
 Vorprüfung  zu  dem  Ergebnis  kommt,  dass  keine  Umweltver-
 träglichkeitsprüfung  erforderlich  ist,  sei  dagegen  nicht  von
 §  4  Absatz  1  erfasst.  Diese  Auffassung  verkennt,  dass  es
 nach  §  4  Absatz  1  Satz  1  Nummer  1  des  Umwelt-Rechtsbe-
 helfsgesetzes  allein  darauf  ankommt,  ob  eine  nach  dem  Ge-
 setz  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVPG)  erfor-
 derliche  Umweltverträglichkeitsprüfung  nicht  durchgeführt
 worden  ist.  Das  Unterbleiben  einer  UVP  kann  sowohl  auf
 der  Nichtanwendung  als  auch  auf  der  fehlerhaften  Anwen-
 dung  von  Vorschriften  beruhen,  die  das  Bestehen  einer  UVP-
 Pflicht  regeln.  Hierzu  gehören  unter  anderem  sowohl  §  3b
 Absatz  1  in  Verbindung  mit  Spalte  1  der  Anlage  1  zum
 UVPG  (zwingende  UVP-Pflicht)  als  auch  §  3c  in  Verbin-
 dung  mit  Spalte  2  der  Anlage  1  zum  UVPG  (UVP-Pflicht  im
 Einzelfall).

 Würde  §  4  Absatz  1  Satz  1  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgeset-
 zes  die  Fälle  eines  Unterbleibens  der  UVP  auf  Grund  einer
 fehlerhaften  Vorprüfung  der  UVP-Pflichtigkeit  nicht  erfas-
 sen,  könnte  die  Vorschrift  des  §  3a  Satz  4  UVPG  im  verwal-
 tungsgerichtlichen  Verfahren  keine  praktische  Relevanz  ent-
 falten.  Zu  diesem  Zweck  ist  die  Regelung  jedoch  seinerzeit
 eingeführt  worden  (vgl.  insofern  die  amtliche  Begründung  in
 Bundestagsdrucksache  16/2494,  S.  21).  Der  Zusammenhang
 zwischen  dem  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz  und  §  3a  Satz  4
 UVPG  wird  im  Übrigen  auch  in  der  amtlichen  Begründung
 zu  §  1  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes  erläutert  (vgl.
 Bundestagsdrucksache 16/2495, S.  11).

 In  Bezug  auf  gerügte  Fehler  bei  einer  durchgeführten  Um-
 weltverträglichkeitsprüfung  bleibt  es  weiterhin  wie  bisher

 bei  der  Anwendung  von  §  46  des  Verwaltungsverfahrensge-
 setzes  des  Bundes  bzw.  der  spezielleren  Rechtsvorschriften,
 die  für  die  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  des  Vorhabens
 maßgebend  sind  (vgl.  Bundestagsdrucksache  16/2495,
 S.  14).

 Die  redaktionelle  Anpassung  in  Absatz  3  dient  der  Anpas-
 sung an §  4a Absatz 4.

 Zu Nummer 4  (§  4a – neu)

 Die  Ausweitung  des  Verbandsklagerechts  wird  durch  flan-
 kierende  Regelungen  ergänzt,  um  einen  Ausgleich  zwischen
 der  umweltrechtsschützenden  Zielsetzung  von  Verbandskla-
 gen  einerseits  und  den  Belangen  der  von  Verbandsklagen
 Betroffenen  andererseits  herzustellen.  Insbesondere  soll  ver-
 hindert  werden,  dass  das  Instrument  der  Verbandsklage  in
 der  Praxis  zu  sachlich  nicht  gerechtfertigten  Verzögerungen
 von  Vorhaben  instrumentalisiert  wird.  Da  aufgrund  der  euro-
 parechtlichen  Vorgaben  kein  nachteiliges  Sonderrecht  für
 Verbände  normiert  werden  darf,  werden  die  entsprechenden
 Regelungen  für  Klagen  auf  dem  Gebiet  des  Umweltrechts
 unter  Berücksichtigung  des  Gebots  eines  effektiven  Indivi-
 dualrechtsschutzes  gemäß  Artikel  19  Absatz  4  des  Grund-
 gesetzes einheitlich getroffen.

 Zu Absatz 1

 Die  Regelung  sieht  –  entsprechend  dem  Vorbild  von  §  17e
 Absatz  5  FStrG,  §  18e  Absatz  5  AEG,  §  43e  Absatz  3
 EnWG,  §  10  Absatz  7  LuftVG  und  §  14e  Absatz  5  WaStrG  –
 zwingend  eine  Klagebegründungsfrist  vor.  Nach  der  Recht-
 sprechung  des  Bundesverwaltungsgerichts  zu  den  entspre-
 chenden  Vorschriften  beginnt  der  Fristlauf  mit  der  Klage-
 erhebung  (BVerwG  Urteil  vom  30.  August  1993  –  7  A  14.93).
 Die  Klagebegründungsfrist  des  §  4a  Absatz  1  kann  aller-
 dings  auf  Antrag  durch  das  Gericht  verlängert  werden.  Hier-
 mit  wird  §  82  Absatz  2  Satz  2  VwGO  ergänzt,  der  die  Mög-
 lichkeit  einer  Ausschlussfrist  nur  vorsieht,  wenn  in  einer
 Klage  die  Angaben  nach  §  82  Absatz  1  Satz  1  VwGO  fehlen
 (Kläger,  Beklagter,  Klagegegenstand).  Die  ergänzende  Kla-
 gebegründungsfrist  für  umweltrechtliche  Klagen  dient  der
 Verfahrensbeschleunigung  und  soll  im  Zusammenhang  mit
 der  europarechtlich  gebotenen  Ausweitung  der  Verbandskla-
 ge  einen  Ausgleich  zwischen  der  umweltrechtsschützenden
 Zielsetzung  von  Verbandsklagen  einerseits  und  den  Belan-
 gen  der  von  Verbandsklagen  Betroffenen  andererseits  sicher-
 stellen.  Soweit  die  Pflicht  zur  Klagebegründung  auch  Indivi-
 dualklagen  betrifft,  erscheint  dies  mit  Artikel  19  Absatz  4
 des  Grundgesetzes  vereinbar,  weil  eine  Kommunikation
 zwischen  Gericht  und  Kläger  gemäß  §  86  Absatz  3  VwGO
 auch  während  der  6-Wochen-Frist  möglich  bleibt.  Die  Kla-
 gebegründungsfrist  beschneidet  also  nicht  die  Möglichkeit
 des  Gerichts,  darauf  hinzuwirken,  dass  unerfahrene  oder
 nicht  fach-  und  rechtskundige  Individualkläger  sachdien-
 liche  Tatsachen  und  Beweismittel  vortragen.  Außerdem
 kann  das  Gericht  auf  Antrag  nach  seinem  Ermessen  die  Frist
 verlängern.  Die  Klagebegründungsfrist  wird  kombiniert  mit
 der  Möglichkeit  des  Gerichts,  entsprechend  §  87b  Absatz  3
 VwGO  nach  seinem  Ermessen  später  vorgebrachte  Tatsa-
 chen  oder  Beweismittel  zurückzuweisen.  Eine  Belehrung
 über  diese  Zurückweisungsmöglichkeit  ist  nicht  erforder-
 lich,  da  es  sich  nicht  um  eine  im  Einzelfall  durch  das  Gericht
 gesetzte  Frist,  sondern  um  eine  gesetzliche  Frist  handelt.  Die
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Verweisung  auf  §  87b  Absatz  3  VwGO,  die  ebenso  formu-
 liert  ist  wie  in  den  Vorbildern  von  §  17e  Absatz  5  FStrG,
 §  18e  Absatz  5  AEG,  §  43e  Absatz  3  EnWG,  §  10  Absatz  7
 LuftVG  und  §  14e  Absatz  5  WaStrG,  bezieht  sich  deshalb
 ihrem  Sinn  nach  nicht  auf  §  87b  Absatz  3  Satz  1  Nummer  3
 (so  zur  Parallelregelung  des  §  5  Absatz  3  Satz  2  VerkPBG,
 §  20  Absatz  6  AEG  a.  F.  –  BVerwG,  Urteil  vom  18.  Februar
 1998  –  11  A  6/97).  Die  verfahrensstraffende  Zielrichtung  der
 Regelung  korrespondiert  mit  der  Tatsache,  dass  auch  in  Ver-
 fahren  vor  dem  EuGH  verfahrensbeschleunigende  Maßnah-
 men  vorgesehen  sind.  Da  aufgrund  der  europarechtlichen
 Vorgaben  kein  nachteiliges  Sonderrecht  für  Verbände  nor-
 miert  werden  darf,  wird  die  entsprechende  Regelung  für  Kla-
 gen auf dem Gebiet des Umweltrechts einheitlich getroffen.

 Zu Absatz 2

 Die  Regelung  schreibt  entsprechend  der  bereits  praktizierten
 Rechtsprechung  fest,  dass  nur  eine  eingeschränkte  gerichtli-
 che  Kontrolle  stattfindet,  sofern  der  Behörde  im  materiellen
 Recht  auf  der  Tatbestandseite  eine  Beurteilungsermächti-
 gung  eingeräumt  ist.  Der  Begriff  der  Beurteilungsermächti-
 gung  knüpft  an  die  inzwischen  zur  Begründung  von  „Beur-
 teilungsspielräumen“  herrschende  so  genannte  „normative
 Ermächtigungslehre“  an.  Eine  sachliche  Abweichung  von
 dem  in  Rechtsprechung  und  Literatur  ebenfalls  verwendeten
 Begriff  des  Beurteilungsspielraums  ist  damit  nicht  verbun-
 den.  Die  Einräumung  von  Ermessen  auf  der  Rechtsfolgen-
 seite  durch  eine  Vorschrift  im  materiellen  Recht  unterfällt
 nicht  der  auf  die  Tatbestandsseite  bezogenen  Kategorie  der
 Beurteilungsermächtigung.  Ebenso  ist  mit  Absatz  2  keine
 Änderung  der  anerkannten  Grundsätze  über  die  gerichtliche
 Prüftiefe  bei  Bestehen  eines  Beurteilungsspielraumes  ver-
 bunden.  Die  verfassungsrechtlichen  Voraussetzungen  für  die
 Statuierung  solcher  Beurteilungsermächtigungen  durch  das
 materielle  Recht  bleiben  von  der  prozessrechtlichen  Rege-
 lung ebenfalls unberührt.

 Zu Absatz 3

 Nach  §  80  Absatz  5  VwGO  muss  bei  Anträgen  auf  Anord-
 nung  oder  Wiederherstellung  der  aufschiebenden  Wirkung
 stets  zwischen  Vollzugsinteresse  und  Suspensivinteresse  des
 Betroffenen  abgewogen  werden.  Dabei  kommt  es  neben  an-
 deren  Gesichtspunkten  wie  insbesondere  der  Schwere  der
 Eingriffsfolgen  auch  darauf  an,  welche  Erfolgsaussichten  die
 jeweilige  Klage  nach  summarischer  Prüfung  hat.  Die  neue
 Regelung  sieht  im  Hinblick  auf  diesen  Gesichtspunkt  eine
 Modifizierung  des  Prüfungsmaßstabes  vor:  Im  Rahmen  der
 Gesamtinteressenabwägung,  die  bei  Anträgen  auf  vorläufi-
 gen  Rechtsschutz  auch  im  Kontext  von  Umweltrechtsbehel-
 fen  vorzunehmen  ist,  müssen  die  Zweifel  an  der  Recht-
 mäßigkeit  der  angegriffenen  Maßnahme  bei  einer  summa-
 rischen  Prüfung  „ernstliche“  sein  (vgl.  zum  Begriff  §  80
 Absatz  4  Satz  3  und  §  124  Absatz  2  Nummer  1  VwGO).  Die-
 se  Modifizierung  des  Prüfungsmaßstabes,  der  für  die  Anord-
 nung  oder  Wiederherstellung  der  aufschiebenden  Wirkung
 anzulegen  ist,  dient  dazu,  im  Zusammenhang  mit  der  europa-
 rechtlich  gebotenen  Ausweitung  der  Verbandsklage  einen
 Ausgleich  zwischen  der  umweltrechtsschützenden  Zielset-
 zung  von  Verbandsklagen  einerseits  und  den  Belangen  der
 von  Verbandsklagen  Betroffenen  andererseits  sicherzustel-
 len.  Eine  einheitliche  Regelung  für  alle  umweltrechtlichen

 Klagen  ist  geboten,  weil  die  Vorgaben  des  Europarechts
 nachteilige  Sonderregelungen  für  Verbände  nicht  erlauben.
 Soweit  hierdurch  auch  der  Individualrechtsschutz  betroffen
 ist,  erscheint  dies  mit  Artikel  19  Absatz  4  des  Grundgesetzes
 vereinbar,  denn  die  Auslegung  des  Begriffs  der  „ernstlichen
 Zweifel“  muss  stets  im  Einklang  mit  dem  Gebot  eines  effek-
 tiven  Individualrechtsschutzes  gemäß  Artikel  19  Absatz  4
 des  Grundgesetzes  erfolgen,  so  dass  insoweit  insbesondere
 auch  das  Ausmaß  der  jeweils  drohenden  Rechtsgutsverlet-
 zung  mit  zu  berücksichtigen  ist.  Durch  den  Hinweis  auf  die
 vorzunehmende  Gesamtabwägung  im  Gesetzestext  wird
 ausdrücklich  klargestellt,  dass  diese  Einbeziehung  weiterer
 Gesichtspunkte  in  die  Abwägung  nach  §  80  Absatz  5  VwGO
 durch §  4a Absatz 3 unberührt bleibt.

 Zu Absatz 4

 Der  Absatz  dient  der  Klarstellung,  dass  von  §  4a  nicht  nur
 Verbandsklagen  nach  §  2,  sondern  auch  Rechtsbehelfe  von
 natürlichen  und  juristischen  Personen  nach  der  Verwaltungs-
 gerichtsordnung  im  Anwendungsbereich  des  §  1  erfasst  wer-
 den.

 Zu Nummer 5  (§  5)

 Die  Änderungen  in  den  Absätzen  2  und  3  dienen  der  Berei-
 nigung eines redaktionellen Versehens des Gesetzgebers.

 Zur  Klarstellung  wird  in  §  5  ein  neuer  Absatz  4  aufge-
 nommen,  der  eine  Übergangsvorschrift  für  am  12.  Mai  2011
 –  dem  Tag  der  Entscheidung  des  Europäischen  Gerichts-
 hofes  (Rechtssache  C-115/09)  –  bereits  laufende  bzw.  nach
 diesem  Datum  eingeleitete  Rechtsbehelfsverfahren  enthält.
 Sofern  diese  Rechtsbehelfsverfahren  im  Zeitpunkt  des  In-
 krafttretens  des  vorliegenden  Gesetzes  noch  nicht  rechts-
 kräftig  abgeschlossen  sind,  findet  entsprechend  dem  gene-
 rellen  Rechtsgrundsatz  des  §  96  Absatz  1  des
 Verwaltungsverfahrensgesetzes  das  Umwelt-Rechtsbehelfs-
 gesetz  in  der  geänderten  Fassung  Anwendung.  Hiervon
 macht  Absatz  4  Satz  2  eine  Ausnahme  für  die  Anwendung
 des neuen §  4a Absatz 1.

 Zu Artikel 2  (Änderung des Gesetzes über die
 Umweltverträglichkeitsprüfung)

 Zu Nummer 1  (§  2)

 Die  Ergänzung  von  §  2  Absatz  5  dient  der  Umsetzung  des
 Urteils  des  Europäischen  Gerichtshofs  vom  17.  Juni  2010
 (verbundene  Rechtssachen  C-105/09  und  C-110/09).  Nach
 diesem  Urteil  gilt  für  Aktionsprogramme  nach  Artikel  5
 Absatz  1  der  Richtlinie  91/676/EWG  des  Rates  vom  12.  De-
 zember  1991  zum  Schutz  der  Gewässer  vor  Verunreinigun-
 gen  durch  Nitrat  aus  landwirtschaftlichen  Quellen  (ABl.
 L  375  vom  31.12.1991,  S.  375)  eine  Verpflichtung  zur
 Durchführung  einer  Strategischen  Umweltprüfung,  wenn
 das  Aktionsprogramm  rahmensetzenden  Charakter  im  Sinne
 von  Artikel  3  Absatz  2  der  Richtlinie  2001/42/EG  hat.  In  die-
 sem  Zusammenhang  hat  der  Europäische  Gerichtshof  zu-
 gleich  festgestellt,  dass  zu  den  „Plänen  und  Programmen“  im
 Sinne  von  Artikel  2  Buchstabe  a  zweiter  Anstrich  der  SUP-
 Richtlinie  2001/42/EG  auch  solche  Pläne  und  Programme
 gehören,  die  nach  Rechtsvorschriften  der  Europäischen  Union
 aufzustellen sind (Rn. 35 bis 42).
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Zu Nummer 2  (§  3)

 Die  redaktionellen  Anpassungen  des  §  3  durch  die  Buchsta-
 ben  a  und  b  dienen  der  Umsetzung  des  Vertrages  von  Lissa-
 bon,  nach  dem  das  Unionsrecht  das  Recht  der  Europäischen
 Gemeinschaften  abgelöst  hat.  Damit  wird  zugleich  der  aktu-
 ellen  Kodifizierung  der  UVP-Richtlinie  der  EU  Rechnung
 getragen.

 Die  Änderung  durch  den  Buchstaben  c  dient  der  Beseitigung
 eines redaktionellen Fehlers.

 Zu Nummer 3  (§  15)

 Die  Änderung  dient  der  Beseitigung  eines  redaktionellen
 Fehlers.

 Zu Nummer 4  (§  25)

 Zu Buchstabe a

 Die  Übergangsvorschrift  in  Absatz  11  Satz  3  kann  zum
 Stichtag  1.  Januar  2014  aufgehoben  werden.  Bis  dahin  wird
 die  „Verordnung  zur  Durchführung  von  §  3  Absatz  2  des  Ge-
 setzes  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  bei  Vorhaben
 der  Verteidigung  (UVP-V  Verteidigung)“  in  Kraft  getreten
 sein,  die  die  bisherige  Verwaltungsrichtlinie  des  Bundes-
 ministeriums  der  Verteidigung  ablöst.  Sofern  es  zum  Zeit-
 punkt  des  Inkrafttretens  der  UVP-V  Verteidigung  wider  Er-
 warten  noch  anhängige  Altfälle  geben  sollte,  erfolgt  eine
 Überführung im Rahmen der Rechtsverordnung.

 Zu Buchstabe b

 Der  neue  Absatz  13  regelt  einen  erleichterten  Übergang  für
 laufende  Verfahren  bei  Vorhaben  nach  der  neuen  Nummer  17.3
 der  Anlage  1  zum  UVPG.  Hier  ist  die  UVP  nach  den  bislang
 geltenden  landesrechtlichen  Vorschriften  zu  Ende  zu  führen.

 Zu Nummer 5  (Anlage 1)

 Zu Buchstabe a

 Die  Ergänzung  der  Überschrift  von  Nummer  17  ist  eine  re-
 daktionelle  Folge  der  Ergänzung  der  Anlage  1  um  eine  neue
 Nummer 17.3.

 Zu Buchstabe b

 Die  Ergänzung  der  Nummer  17  der  Anlage  1  um  eine  neue
 Nummer  17.3  steht  im  Zusammenhang  mit  dem  Gesetz  zur
 Änderung  des  Grundgesetzes  vom  28.  August  2006  (BGBl.  I
 S.  2034).  Hierdurch  sind  im  Rahmen  der  Föderalismusre-
 form  I  die  Bereiche  Naturschutz  und  Landschaftspflege  in
 die  konkurrierende  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes
 überführt  worden  (Artikel  74  Absatz  1  Nummer  29  des
 Grundgesetzes).  Auf  dieser  Kompetenzgrundlage  sollen  die
 UVP-Pflicht  für  Vorhaben  nach  Anhang  II  Nummer  1  Buch-
 stabe  b  der  UVP-Richtlinie  der  Europäischen  Union  („Pro-
 jekte  zur  Verwendung  von  Ödland  oder  naturnahe  Flächen
 zu  intensiver  Landwirtschaftsnutzung“)  künftig  im  UVPG
 des  Bundes  geregelt  werden.  Hierzu  wird  eine  neue  Num-
 mer  17.3  in  die  Anlage  1  zum  UVPG  eingefügt.  Bisher  be-
 stimmte  das  Landesrecht,  unter  welchen  Voraussetzungen
 bei  solchen  Projekten  eine  Umweltverträglichkeitsprüfung
 durchzuführen ist.

 Die  vorgesehenen  Schwellenwerte  wurden  so  gewählt,  dass
 alle  Vorhaben  erfasst  werden,  von  denen  erhebliche  nachtei-
 lige  Umweltauswirkungen  ausgehen  können.  Hierzu  wurde
 auch  ein  Vergleich  der  geltenden  landesrechtlichen  Regelun-
 gen vorgenommen.

 Nummer  17.3  der  Anlage  1  zum  UVPG  dient  der  Festlegung
 der  UVP-Pflicht  und  ist  damit  eine  materiellrechtliche  Rege-
 lung.  Abweichende  Regelungen  der  Länder  nach  Artikel  72
 Absatz  3  Satz  1  Nummer  2  des  Grundgesetzes  werden  daher
 durch §  24a UVPG nicht ausgeschlossen.

 Zu Nummer 6  (Anlage 2)

 Die  redaktionelle  Änderung  bewirkt  eine  Anpassung  an  den
 Vertrag von Lissabon.

 Zu Nummer 7  (Anlage 3)

 Zu Buchstabe a

 Die  bisherige  Nummer  1.7  kann  entfallen,  da  §  3a  der  See-
 anlagenverordnung  durch  Artikel  11  dieses  Gesetzes  aufge-
 hoben wird.

 Zu Buchstabe b

 Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung.

 Zu Buchstabe c

 Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung.

 Zu Buchstabe d

 Die  Ergänzung  der  Anlage  3  zum  UVPG  um  eine  neue  Num-
 mer  1.12  trägt  dem  Urteil  des  Europäischen  Gerichtshofes
 vom  17.  Juni  2010  (Rs.  C-105/09  und  C-110/09)  Rechnung.
 Danach  hat  der  Europäische  Gerichtshof  festgestellt,  dass
 Aktionsprogramme  nach  Artikel  5  Absatz  1  der  Richtlinie
 91/676/EWG  des  Rates  vom  12.  Dezember  1991  zum  Schutz
 der  Gewässer  vor  Verunreinigung  durch  Nitrat  aus  landwirt-
 schaftlichen  Quellen  (ABl.  L  375  vom  31.12.1991,  S.  375,
 die  zuletzt  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1137/2008,  ABl.
 L  311  vom  21.11.2008,  S.  1,  geändert  worden  ist  –  Nitrat-
 Richtlinie)  grundsätzlich  zu  den  Plänen  und  Programmen  im
 Sinne  der  Richtlinie  2001/42/EG  des  Europäischen  Parla-
 mentes  und  des  Rates  vom  27.  Juni  2001  über  die  Prüfung
 der  Umweltauswirkungen  bestimmter  Pläne  und  Programme
 (ABl.  L  197  vom  21.7.2001,  S.  30  –  SUP-Richtlinie)  gehört.
 Nach  dem  Urteil  des  Europäischen  Gerichtshofes  bedarf  es
 der  Durchführung  einer  Strategischen  Umweltprüfung  je-
 doch  nur,  wenn  ein  Aktionsprogramm  Vorgaben  enthält,  die
 bei  der  Entscheidung  über  die  Erteilung  einer  Genehmigung
 für  Vorhaben  nach  der  UVP-Richtlinie  zu  berücksichtigen
 sind.

 Nach  der  deutschen  Umsetzung  der  Nitratrichtlinie  setzt  das
 Aktionsprogramm  regelmäßig  einen  Rahmen  für  die  Zuläs-
 sigkeit  von  UVP-pflichtigen  Vorhaben.  Dementsprechend  ist
 vorgesehen,  dass  für  diese  Programme  stets  eine  Strate-
 gische  Umweltprüfung  durchzuführen  ist.  Die  Aktionspro-
 gramme  nach  Artikel  5  Absatz  1  der  Richtlinie  91/676/EWG
 sollen  daher  in  die  Gruppe  der  Pläne  und  Programme  gemäß
 §  14b  Absatz  1  Nummer  1  in  Verbindung  mit  Anlage  3  Num-
 mer  1  UVPG  aufgenommen  werden.  Damit  wird  sicherge-
 stellt, dass die Vorgaben der SUP-Richtlinie erfüllt werden.
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Zu Buchstabe e

 Bei  Schaffung  der  Richtlinie  2001/42/EG  waren  die  seiner-
 zeit  laufenden  Strukturfondsplanungen  von  einer  SUP-
 Pflichtigkeit  ausdrücklich  ausgenommen  (vgl.  Artikel  3  Ab-
 satz  9  der  Richtlinie  2001/42/EG).  Im  Hinblick  auf  die  nach-
 folgenden  Programmplanungszeiträume  wurde  die  Europäi-
 sche  Kommission  durch  Artikel  12  Absatz  4  der  Richtlinie
 2001/42/EG  jedoch  ermächtigt,  für  eine  kohärente  Vorge-
 hensweise  zwischen  späteren  Strukturfondsverordnungen
 und  der  Anwendung  der  Richtlinie  2001/42/EG  zu  sorgen.
 Dem  ist  die  Europäische  Kommission  unter  anderem  durch
 ein  Schreiben  an  alle  Mitgliedstaaten  vom  30.  September
 2008  (REGIO  D2/MF/hb  DF(2008)  710572)  nachgekom-
 men.  In  diesem  Schreiben  hat  die  Europäische  Kommission
 festgestellt,  dass  bei  der  Aufstellung  und  Änderung  der  ope-
 rationellen  Programme  nach  den  europäischen  Struktur-
 fondsplanungen  eine  Strategische  Umweltprüfung  durchzu-
 führen  sei,  wenn  der  Inhalt  des  operationellen  Programms
 rahmensetzende  Wirkung  für  nachfolgende  UVP-pflichtige
 Vorhaben  entfalten  könne.  Sie  hat  darüber  hinaus  wiederholt
 deutlich  gemacht,  dass  eine  entsprechende  SUP-Pflicht  auch
 für  Strukturfondsplanungen  künftiger  Programmplanungs-
 zeiträume  gelten  soll.  Dementsprechend  hat  die  Europäische
 Kommission  in  den  am  6.  Oktober  2011  vorgelegten  Verord-
 nungsentwürfen  für  die  künftige  Kohäsionspolitik  ab  2014
 ausdrücklich  eine  SUP-Pflicht  vorgesehen  (vgl.  Artikel  48
 Absatz  4  der  Allgemeinen  Verordnung  –  Dokument
 KOM(2011)  615  endgültig  –,  der  im  Rahmen  der  Ex-ante-
 Evaluierung  der  Programme  eine  Strategische  Umweltprü-
 fung  verlangt).  Mit  Schreiben  vom  7.  Dezember  2011  (DG
 ENV/REGIO  SA/MF  Ares(2011)1323400)  hat  die  Europä-
 ische  Kommission  nochmals,  insbesondere  für  Änderungen
 der  operationellen  Programme  der  laufenden  Programme,
 darauf  hingewiesen,  dass  die  Vorgaben  der  Richtlinie  2001/
 42/EG einzuhalten sind.

 Die  Ergänzung  der  Anlage  3  um  eine  neue  Nummer  2.7  zieht
 hieraus  die  Konsequenzen  und  schafft  damit  für  die  Voll-
 zugspraxis  auf  nationaler  Ebene  eine  klare  Rechtsgrundlage.
 Das  Erfordernis  einer  Strategischen  Umweltprüfung  gilt  da-
 nach  nur  in  den  Fällen,  in  denen  operationelle  Programme
 sowie  andere  Programme  aus  den  fünf  EU-Fonds  in  geteilter
 Mittelverwaltung  (EFRE,  ESF,  KF,  ELER  und  EMFF)  rah-
 mensetzenden  Charakter  haben.  Dementsprechend  erfolgt
 die  Aufnahme  der  operationellen  Programme  in  die  Num-
 mer 2 der Anlage 3 zum UVPG.

 Zu Artikel 3  (Änderung des Umweltauditgesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  9)

 Die  Änderungen  des  §  9  Absatz  1  und  2  konkretisieren  das
 Verfahren  der  nationalen  Zulassung  von  Umweltgutachtern
 im  Hinblick  auf  die  EU-rechtlichen  Anforderungen  des  Ar-
 tikels  22  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1221/2009  zum  europä-
 ischen  Umweltmanagementsystem.  Es  handelt  sich  um  ein
 eigenes  Zulassungsverfahren  für  jeweils  ein  bestimmtes
 Drittland.  Dabei  existieren  zwei  Möglichkeiten  der  Dritt-
 landszulassung.  Zum  einen  kann  es  sich  um  eine  Drittlands-
 zulassung  des  Umweltgutachters  aufgrund  eigener  Rechts-
 und  Sprachkenntnisse  des  außereuropäischen  Landes  nach
 Artikel  22  Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1221/2009
 handeln,  zum  anderen  um  eine  Drittlandszulassung  aufgrund
 eines  Vertragsschlusses  des  Umweltgutachters  mit  einer  Per-

 son  oder  Organisation,  die  über  die  erforderlichen  Rechts-
 und  Sprachkenntnisse  verfügt,  nach  Artikel  22  Absatz  3  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  1221/2009.  Änderungsbefehl  Num-
 mer  1  Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  bb  stellt  klar,  dass  Vor-
 aussetzung  für  die  Erteilung  der  Drittlandszulassung  die
 Erfüllung  der  Anforderungen  der  EG-Verordnung  in  Ver-
 bindung  mit  §  7  Absatz  4  UAG  ist  (Sprach-  und  Rechts-
 kenntnisse).  Nummer  1  Buchstabe  b  regelt  die  inhaltlichen
 Anforderungen  an  den  Zulassungsbescheid.  Änderungsbe-
 fehl  Nummer  1  Buchstabe  c  passt  die  Absatznummerierun-
 gen  an.  Buchstabe  d  ist  eine  redaktionelle  Änderung  und
 dient  der  Aufnahme  des  Veröffentlichungsjahres  der  DIN-
 Norm zum internationalen Energiemanagement.

 Zu Nummer 2  (§  10)

 Nummer  2  Buchstabe  a  regelt  entsprechend  den  Vorgaben  des
 Artikels  22  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1221/2009  (Zulassung
 aufgrund  eigener  Qualifikation),  dass  eine  Umweltgutachter-
 organisation  in  diesem  Fall  eine  Zulassung  für  ein  Drittland
 nur  dann  erhält,  wenn  sie  über  Umweltgutachter  verfügt,  die
 eine  Zulassung  für  das  entsprechende  Drittland  besitzen  und
 gleichzeitig  in  Bezug  auf  Validierungstätigkeiten  unter
 EMAS  zeichnungsberechtigte  Vertreter  oder  zeichnungsbe-
 rechtigte  Angestellte  der  Umweltgutachterorganisation  sind.
 In  Nummer  2  Buchstabe  b  Doppelbuchstabe  aa  waren  als  Fol-
 geänderung  die  Verweise  anzupassen.  Nummer  2  Buchstabe  b
 Doppelbuchstabe  bb  regelt  die  inhaltlichen  Anforderungen
 an  den  Zulassungsbescheid,  und  zwar  sowohl  für  den  Fall  der
 allgemeinen  Zulassung  als  auch  für  den  Fall  der  Drittlands-
 zulassung.  Nummer  2  Buchstabe  c  nimmt  eine  redaktionelle
 Folgeänderung in §  10 Absatz 4 vor.

 Zu Nummer 3  (§  11)

 Buchstabe  a  fügt  §  11  einen  neuen  Absatz  4  an,  der  für  den
 Fall  der  beantragten  Drittlandszulassung  eines  Umweltgut-
 achters  aufgrund  eigener  Rechts-  und  Sprachkenntnisse  vor-
 sieht,  dass  ein  Fachgespräch  bei  der  Zulassungsstelle  statt-
 findet.  In  diesem  Fachgespräch  werden  die  nach  Artikel  22
 Absatz  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1221/2009  erforderlichen
 Sprach-  und  Rechtskenntnisse  des  Umweltgutachters  festge-
 stellt.  Das  Fachgespräch  ist  unselbständiger  Teil  des  Zulas-
 sungsverfahrens.  Buchstabe  b  enthält  eine  Neunummerie-
 rung  der  folgenden  Absätze.  Buchstabe  c  erstreckt  die
 bestehende  Verordnungsermächtigung  auf  die  Regelung  von
 Einzelheiten des Fachgespräches.

 Zu Nummer 4  (§  17)

 Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  aa  enthält  eine  redaktionelle
 Anpassung  an  den  geänderten  §  10.  Mit  der  Änderung  in
 Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  bb  wird  klargestellt,  dass  die
 dortige  Gestattungsfähigkeit  gutachterlicher  Tätigkeit  sich
 auf  den  Fall  beschränkt,  dass  ein  Umweltgutachter  oder
 Fachkenntnisbescheinigungsinhaber  vorübergehend  Ange-
 stellter  einer  juristischen  Person  des  öffentlichen  Rechts  ist.
 Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  cc  enthält  eine  redaktionelle
 Anpassung.  Buchstabe  b  enthält  Widerrufsfälle  bezogen  auf
 die  Drittlandszulassung.  Soweit  eine  Grundzulassung  wider-
 rufen  wurde,  ist  grundsätzlich  auch  die  sich  hierauf  gründen-
 de  Drittlandszulassung  zu  widerrufen.  Ferner  erfolgt  ein
 Widerruf  der  Drittlandszulassung,  wenn  die  EG-rechtlichen
 Voraussetzungen  der  Drittlandszulassung  eines  Umweltgut-
 achters  oder  einer  Umweltgutachterorganisation  auf  Grund
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eigener  Qualifikation  entfallen  sind.  Daneben  erfolgt  ein  Wi-
 derruf,  wenn  die  Voraussetzungen  der  Drittlandszulassung
 eines  Umweltgutachters  oder  einer  Umweltgutachterorgani-
 sation  aufgrund  einer  Vereinbarung  mit  einer  qualifizierten
 Person  oder  Organisation  entfallen  sind.  Schließlich  erfolgt
 auch  dann  ein  Widerruf,  wenn  eine  für  ein  Drittland  zugelas-
 sene  Umweltgutachterorganisation  nicht  mehr  über  Umwelt-
 gutachter  mit  der  erforderlichen  Drittlandszulassung  verfügt,
 die  gleichzeitig  für  eine  Validierung  unter  EMAS  zeich-
 nungsberechtigte  Angestellte  oder  Vertreter  der  Organisation
 sind.  In  allen  Fällen  außer  demjenigen  des  Widerrufs  auf-
 grund  Wegfalls  der  Grundzulassung  ist  von  der  Zulassungs-
 stelle  zuvor  eine  Frist  zu  setzen,  innerhalb  derer  die  Voraus-
 setzungen  für  die  Drittlandszulassung  wiederhergestellt
 werden  können.  Buchstabe  c  enthält  eine  redaktionelle  Fol-
 geänderung.

 Zu Nummer 5  (§  29)

 In  der  Bestimmung  zur  Aufsicht  über  die  Zulassungsstelle  ist
 der  Verweis  auf  §  17  redaktionell  anzupassen,  da  sich  dort
 die Absatznummerierung verschoben hat.

 Zu Artikel 4  (Änderung des Umweltschadens-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  9)

 Die  Ergänzung  von  §  9  Absatz  1  setzt  Artikel  10  der
 Umwelthaftungsrichtlinie  um.  Mit  der  Neuregelung  wird
 –  unbeschadet  Artikel  72  Absatz  3  des  Grundgesetzes  –  si-
 chergestellt,  dass  die  zuständige  Behörde  Kostenerstattungs-
 ansprüche  innerhalb  der  in  Artikel  10  der  Umwelthaftungs-
 richtlinie  vorgesehenen  Mindestfrist  geltend  machen  kann.
 Landesrechtliche  Bestimmungen,  die  längere  Fristen  oder
 keine  Fristen  für  die  Geltendmachung  von  Erstattungsan-
 sprüchen  im  Sinne  des  Artikels  10  der  Umwelthaftungsricht-
 linie  vorsehen,  bleiben  von  der  Neuregelung  unberührt.  Bei
 der  Streichung  in  §  9  Absatz  1  Satz  2  handelt  es  sich  um  eine
 Folgeänderung.

 Zu Nummer 2  (§  11)

 Die  Neufassung  von  §  11  Absatz  2  ist  eine  Folgeänderung
 zur  Ausdehnung  des  Anwendungsbereichs  des  Umwelt-
 Rechtsbehelfsgesetzes  auf  Entscheidungen  nach  dem  Um-
 weltschadensgesetz.

 Zu Artikel 5  (Änderung des Strafgesetzbuchs)

 Mit  der  Änderung  von  §  326  Absatz  2  Nummer  1  des  Straf-
 gesetzbuchs,  der  zur  Umsetzung  von  Artikel  3  Buchstabe  c
 der  Richtlinie  2008/99/EG  des  Europäischen  Parlamentes
 und  des  Rates  vom  19.  November  2008  über  den  strafrecht-
 lichen  Schutz  der  Umwelt  (ABl.  EU  Nr.  L  328  S.  28)  illega-
 les  Verbringen  von  Abfällen  unter  Strafe  stellt,  wird  die
 Verweisung  auf  die  unionsrechtlichen  Bestimmungen  zur
 Abfallverbringung aktualisiert.

 Zu Artikel 6  (Änderung des Wasserhaushalts-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (Inhaltsübersicht)

 Die  Inhaltsübersicht  wird  im  Hinblick  auf  die  neu  eingefüg-
 ten §§  6a, 62a WHG entsprechend ergänzt.

 Zu Nummer 2  (§  3)

 Die  in  §  3  eingefügten  neuen  Nummern  16  und  17  überneh-
 men  ohne  inhaltliche  Änderung  die  Begriffsdefinitionen  der
 Wasserdienstleistungen  und  der  Wassernutzungen  nach  Arti-
 kel  2  Nummer  38  und  39  der  Richtlinie  2000/60/EG  vom
 23.  Oktober  2000  zur  Schaffung  eines  Ordnungsrahmens  für
 Maßnahmen  der  Gemeinschaft  im  Bereich  der  Wasserpolitik
 (Wasserrahmenrichtlinie; WRRL).

 Zu Nummer 3  (§  6a – neu)

 Der  neue  §  6a  WHG  setzt  Artikel  9  WRRL  in  deutsches
 Recht um:

 Absatz  1  Satz  1  und  2  entspricht  weitgehend  Artikel  9
 Absatz  1  Unterabsatz  1  WRRL  und  schreibt  das  Kosten-
 deckungsprinzip  für  Wasserdienstleistungen  fest.  Die  in  den
 §§  27  bis  31,  44,  47  geregelten  Bewirtschaftungsziele  sind
 die  Umweltziele  nach  Artikel  4  WRRL.  Zur  Erreichung  der
 Ziele  sind  neben  den  in  Artikel  11  Absatz  3  WRRL  genann-
 ten  Maßnahmen  auch  ökonomische  Instrumente  einzu-
 setzen,  soweit  dies  erforderlich  ist;  der  Grundsatz  der
 Kostendeckung  ist  dabei  ein  wichtiges  Prinzip  für  alle  Was-
 serdienstleistungen.  §  6a  schreibt  jedoch  keine  bestimmten
 ökonomischen  und  fiskalischen  Instrumente  vor.  Satz  3  ent-
 spricht  dem  1.  Anstrich  von  Unterabsatz  2  des  Artikels  9
 Absatz 1 WRRL.

 Absatz  2  entspricht  Artikel  9  Absatz  1  Unterabsatz  2  zweiter
 Anstrich  und  Absatz  4  Satz  1  WRRL.  In  Absatz  2  werden  die
 wichtigsten  Bereiche  genannt,  in  denen  Wasser  genutzt  wird
 und  die  einen  Beitrag  zur  Kostendeckung  zu  leisten  haben.
 Für  Wassernutzungen,  die  keine  Wasserdienstleistungen
 sind,  gilt  das  Kostendeckungsprinzip  nicht  im  gleichen  Um-
 fang  wie  für  Wasserdienstleistungen.  Außerdem  können  be-
 stimmte  Wassernutzungen  ganz  vom  Kostendeckungsprin-
 zip  befreit  werden,  wenn  die  Erreichung  der  in  §  6a  Absatz  1
 genannten Bewirtschaftungsziele nicht gefährdet wird.

 Absatz  3  enthält  zusätzliche  gemeinsame  Bestimmungen  für
 die  im  Übrigen  in  den  ersten  beiden  Absätzen  geregelten
 Wasserdienstleistungen  und  Wassernutzungen.  Dazu  gehört,
 dass  das  Verursacherprinzip  sowie  die  nach  §  12  der  Ober-
 flächengewässerverordnung  und  §  14  der  Grundwasserver-
 ordnung  vorgenommene  wirtschaftliche  Analyse  zu  Grunde
 zu  legen  sind.  Absatz  3  dient  der  Umsetzung  der  entspre-
 chenden  Vorgaben  nach  Artikel  9  Absatz  1  Unterabsatz  1
 WRRL.

 Nach  Absatz  4  kann  im  Hinblick  auf  bestimmte  Auswirkun-
 gen  der  Kostendeckung  sowie  im  Hinblick  auf  regionale  kli-
 matische  und  geographische  Besonderheiten  von  den  Grund-
 sätzen  nach  den  Absätzen  1  und  2  abgewichen  werden.
 Absatz  4  dient  der  Umsetzung  von  Artikel  9  Absatz  1  Unter-
 absatz 3 WRRL.

 Zu Nummer 4  (§  62a – neu)

 Nach  der  neuen  Nummer  1.12  der  Anlage  3  des  Gesetzes
 über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  ist  zukünftig  für  das
 nationalen  Nitrataktionsprogramm  nach  Artikel  5  Absatz  1
 der  Richtlinie  91/676/EWG  eine  Strategische  Umweltprü-
 fung  durchzuführen  (siehe  Artikel  2  Nummer  10  Buchstabe  d
 dieses  Gesetzentwurfs  und  die  entsprechenden  Erläuterun-
 gen  in  der  Gesetzesbegründung).  Teil  dieses  nationalen  Ni-
 trataktionsprogramms  sind  nach  den  in  §  62a  Satz  1  genann-
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ten  Vorschriften  der  Nitratrichtlinie  auch  Vorgaben  zur
 Bauweise  von  Behältern  zur  Lagerung  von  Dung  einschließ-
 lich  Maßnahmen  zur  Verhinderung  von  Gewässerverunreini-
 gungen  durch  Einleiten  und  Versickern  von  dunghaltigen
 Flüssigkeiten  und  von  gelagertem  Pflanzenmaterial  wie  z.  B.
 Silagesikkersäften  in  das  Grundwasser  und  in  Oberflächen-
 gewässer.

 Der  neue  §  62a  regelt  vor  diesem  Hintergrund  die  Erstellung
 und  Änderung  des  Teils  des  nationalen  Nitrataktionspro-
 gramms,  der  auf  die  in  §  62a  Satz  1  und  2  genannten  Rege-
 lungsgegenstände  beschränkt  ist.  Zur  vollständigen  Umset-
 zung  der  europarechtlichen  Vorgaben  bedarf  es  im  Hinblick
 auf  die  sonstigen  Inhalte  von  Nitrataktionsprogrammen  nach
 Artikel  5  Absatz  4  der  Nitratrichtlinie  eines  weiteren  Teils
 des  Nitrataktionsprogramms,  der  allerdings  erst  zu  einem
 späteren  Zeitpunkt  im  Zusammenhang  mit  der  anstehenden
 Novellierung  der  Düngeverordnung  im  Düngegesetz  gere-
 gelt  werden  soll.  Vorgesehen  ist  in  diesem  Zusammenhang
 die  Schaffung  einer  umfassenden  Vorschrift  zum  nationalen
 Nitrataktionsprogramm  im  Düngegesetz,  die  alle  Gegenstän-
 de  des  Artikels  5  Absatz  4  der  Nitratrichtlinie  abdecken  und
 damit  dann  auch  §  62a  ablösen  soll.  Mit  dem  neuen  §  62a
 soll  somit  vor  dem  Hintergrund  der  laufenden  Arbeiten  an
 der  Verordnung  über  Anlagen  zum  Umgang  mit  wasserge-
 fährdenden  Stoffen  nur  bis  zum  Inkrafttreten  einer  umfas-
 senden  Vorschrift  im  Düngegesetz  die  Rechtsgrundlage  für
 den  wasserrechtlichen  Teil  des  nationalen  Nitrataktionspro-
 gramms  und  die  zugehörige  Strategische  Umweltprüfung
 geschaffen werden.

 Der  Teil  des  Nitrataktionsprogramms,  der  die  Bauweise  von
 Behältern  oder  seine  Änderung  betrifft,  wird  nach  §  62a  Satz  1
 vom  Bundesministerium  für  Umwelt,  Naturschutz  und
 Reaktorsicherheit  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundesminis-
 terium  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und  Verbraucher-
 schutz  erarbeitet.  Satz  2  konkretisiert  die  Inhalte  des  Ak-
 tionsprogramms.  Satz  3  weist  zur  Klarstellung  auf  die  vor
 Beschlussfassung  des  Programms  durchzuführende  Strategi-
 sche  Umweltprüfung  nach  dem  UVPG  im  Einklang  mit  dem
 Urteil  des  EuGH  vom  17.  Juni  2010  (Rechtssache  C-105/09
 und  C-110/09)  hin.  Nach  Satz  4  wird  die  nach  der  Nitrat-
 richtlinie  vorgeschriebene  Verbindlichkeit  der  im  Nitrat-
 aktionsprogramm  vorgesehenen  Maßnahmen  durch  den  Er-
 lass  einer  Rechtsverordnung  nach  §  23  Absatz  1  Nummer  5
 bis  11  in  Verbindung  mit  §  62  Absatz  4  des  Wasserhaushalts-
 gesetzes  erreicht,  bei  dem  das  Aktionsprogramm  bzw.  seine
 Änderungen  zu  berücksichtigen  sind.  Rechtsverbindlichkeit
 erlangt  das  Aktionsprogramm  bzw.  seine  Änderungen  stets
 erst  in  der  Fassung,  die  es  durch  das  Verordnungsgebungs-
 verfahren  einschließlich  eventueller  Bundesratsmaßgaben
 erhält.  Der  Verweis  auf  die  bestehende  Verordnungsermäch-
 tigung  ist  dabei  rein  deklaratorischer  Art  und  bewirkt  keine
 Erweiterung oder Änderung dieser Ermächtigung.

 Zu Nummer 5  (§  72)

 Durch  die  Neufassung  des  §  72  WHG  entspricht  die  Defini-
 tion  von  Hochwasser  nun  in  vollem  Umfang  Artikel  2  Num-
 mer  1  der  Richtlinie  2007/60/EG  vom  23.  Oktober  2007  über
 die  Bewertung  und  das  Management  von  Hochwasser-
 risiken.  Auch  Überschwemmungen  durch  Grundwasser  oder
 durch  lokale  Starkregenereignisse  sind  grundsätzlich  erfasst.

 Zu Nummer 6  (§  74)

 Die  Änderung  übernimmt  die  Ausnahme  des  Artikels  6  Ab-
 satz  7  der  Richtlinie  2007/60/EG  für  Überschwemmungen
 durch Grundwasser ins deutsche Recht.

 Zu Nummer 7  (§  83)

 Die  Ergänzung  dient  der  Umsetzung  der  auf  die  Inhalte  des
 Bewirtschaftungsplans  gerichteten  Regelungen  des  Artikels  9
 Absatz 2 und 4 Satz 2 WRRL.

 Zu Artikel 7  (Änderung des Bundesnaturschutz-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  7)

 Die  Änderung  von  §  7  dient  der  Vermeidung  eines  Umset-
 zungsdefizits  der  Umwelthaftungsrichtlinie  (Richtlinie
 2004/35/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates
 vom  21.  April  2004  über  Umwelthaftung  zur  Vermeidung
 und  Sanierung  von  Umweltschäden).  Nach  dem  Ergebnis
 der  Prüfung  der  Richtlinienumsetzung  durch  die  Europä-
 ische  Kommission  bedarf  es  einer  klarstellenden  Übernahme
 der  Definition  des  Begriffs  Erhaltungszustand,  der  Bezugs-
 maßstab  für  die  Beurteilung  einer  Schädigung  geschützter
 Arten  und  natürlicher  Lebensräume  ist,  in  das  deutsche
 Recht,  die  mit  der  Änderung  erfolgt.  Die  Änderung  dient  zu-
 gleich  der  Umsetzung  der  entsprechenden  Definition  des  Be-
 griffs  „günstiger  Erhaltungszustand“  im  Sinne  der  FFH-
 Richtlinie 92/43/EWG.

 Zu Nummer 2  (§  19)

 In  den  Absätzen  2  und  3  erfolgen  redaktionelle  Anpassungen
 auf  Grund  der  Kodifizierung  der  Vogelschutz-Richtlinie  der
 EU.

 Zu  Absatz  4  wird  eine  redaktionelle  Folgeänderung  zur  Än-
 derung des §  7 vorgenommen.

 Zu Nummer 3  (§§  31, 32, 38, 45 und 54)

 Es  handelt  sich  jeweils  um  redaktionelle  Anpassungen  auf
 Grund  der  Kodifizierung  der  Vogelschutz-Richtlinie  der  EU.

 Zu Nummer 4  (§  45)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Anpassung  auf  Grund
 der Kodifizierung der Vogelschutz-Richtlinie der EU.

 Zu Nummer 5  (§  64)

 Die  Änderung  in  §  64  stellt  eine  Folgeänderung  zur  neuen
 Bestimmung  des  §  1  Absatz  3  des  Umwelt-Rechtsbehelfs-
 gesetzes (Artikel 1 dieses Gesetzentwurfs) dar.

 Zu Nummer 6  (§  71a)

 Die  Änderung  in  §  71a,  der  durch  das  Fünfundvierzigste
 Strafrechtsänderungsgesetz  zur  Umsetzung  der  Richtlinie
 des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über  den  straf-
 rechtlichen  Schutz  der  Umwelt  eingefügt  wurde,  bereinigt
 einen  redaktionellen  Fehler  (Verweisung  auf  das  Besitzver-
 bot gemäß §  69 Absatz 3 Nummer 20).

 §  71a  Absatz  1  Nummer  3  soll  den  bislang  in  §  71  Absatz  1
 geregelten  Straftatbestand  fortführen  (Vergleiche  Bundes-
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tagsdrucksache  17/5391  S.  22).  Ebenso  wie  im  bisherigen
 §  71  Absatz  1  muss  der  künftige  §  71a  Absatz  1  Nummer  3
 auf  das  in  §  69  Absatz  3  Nummer  21  geregelte  Vermark-
 tungsverbot verweisen.

 Zu Artikel 8  (Änderung der UAG-Zulassungs-
 verfahrensverordnung)

 In  §  2  Absatz  2  Nummer  2  bis  4  der  UAG-Zulassungsverfah-
 rensverordnung  sind  die  Verweise  auf  die  nach  §  10  des  Um-
 weltauditgesetzes  notwendigen  Antragsunterlagen  im  Falle
 der  Beantragung  einer  Zulassung  als  Umweltgutachterorga-
 nisation redaktionell anzupassen.

 Zu Artikel 9  (Änderung der UAG-Gebühren-
 verordnung)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Anpassung  der  Ver-
 weise  des  Gebührenverzeichnisses  auf  das  geänderte  Um-
 weltauditgesetz.

 Zu Artikel 10  (Änderung der Bundesartenschutz-
 verordnung)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Anpassung  auf  Grund
 der Kodifizierung der Vogelschutz-Richtlinie der EU.

 Zu Artikel 11  (Änderung der Seeanlagen-
 verordnung)

 Für  eine  gesonderte  Ausweisung  von  Eignungsgebieten  für
 Windfarmen  gemäß  dem  bisher  geltenden  §  3a  der  Seeanla-
 genverordnung  besteht  seit  der  Neufassung  des  Raumord-
 nungsgesetzes  (ROG)  im  Jahr  2008  kein  Bedürfnis  mehr,

 weil  solche  Gebiete  nunmehr  nach  den  §§  17,  29  ROG  im
 Rahmen  der  Raumplanung  ausgewiesen  werden.  Da  die  Vor-
 schrift  keine  eigenständige  Funktion  mehr  besitzt,  dient  die
 Streichung  der  Rechtsbereinigung.  Um  eine  Rechtsanpas-
 sung  im  Zusammenhang  mit  der  gleichzeitigen  Aufhebung
 der  SUP-Pflicht  nach  der  bisherigen  Nummer  1.7  der  Anla-
 ge  3  zum  UVPG  vornehmen  zu  können  (vgl.  Artikel  2),  er-
 folgt  die  Streichung  von  §  3a  der  Seeanlagenverordnung  im
 Rahmen dieses Artikelgesetzes.

 Zu Artikel 12  (Bekanntmachungserlaubnis)

 Der  Artikel  ermächtigt  zur  Neubekanntmachung  des  Um-
 welt-Rechtsbehelfsgesetzes,  des  Gesetzes  über  die  Umwelt-
 verträglichkeitsprüfung,  des  Umweltauditgesetzes,  des  Was-
 serhaushaltsgesetzes,  der  Seeanlagenverordnung,  der  UAG-
 Zulassungsverfahrensverordnung  und  der  UAG-Gebühren-
 verordnung  in  der  jeweils  geltenden  Fassung  vom  Inkrafttre-
 ten der jeweiligen Änderungen durch dieses Gesetz an.

 Zu Artikel 13  (Inkrafttreten)

 Der  Artikel  enthält  gestufte  Inkrafttretensbestimmungen  für
 das Gesetz.

 In  Absatz  1  wird  teilweise  unter  Bezugnahme  auf  Einzel-
 regelungen  der  Artikel  2,  4,  6,  7  und  10  des  Gesetzes  der
 sechsmonatigen  Frist  nach  Artikel  72  Absatz  3  Satz  2  des
 Grundgesetzes Rechnung getragen.

 Absatz  2  enthält  für  das  Inkrafttreten  von  Artikel  2  Nummer  4
 Buchstabe a eine konkrete Stichtagsregelung.

 Im  Übrigen  tritt  das  Gesetz  nach  Absatz  3  am  Tag  nach  der
 Verkündung in Kraft.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  (NKR)  hat  den  Erfüllungs-
 aufwand des Regelungsentwurfs geprüft.

 Im Einzelnen

 Durch  den  Gesetzentwurf  entsteht  kein  zusätzlicher  Erfül-
 lungsaufwand  für  Bürgerinnen  und  Bürger  sowie  für  die
 Wirtschaft.

 Auswirkungen  auf  die  Arbeitsbelastung  der  Gerichte  sind
 nach  Einschätzung  des  Ressorts  durch  den  Regelungsent-
 wurf  nicht  zu  erwarten.  Zwar  wird  durch  Änderungen  des
 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes  die  Klagebefugnis  für  Um-
 weltverbände ausgeweitet.

 Dies  wird  jedoch  zu  keinem  nennenswerten  Mehraufwand
 bei  den  Gerichten,  da  insoweit  bereits  europarechtlich  der
 Klageweg eröffnet ist.

 Der  Erfüllungsaufwand  bei  den  Ländern  und  Kommunen
 wird  geringfügig  ansteigen.  Da  im  Rahmen  der  Länderanhö-
 rung  hierzu  keine  Angaben  gemacht  wurden,  konnte  das
 Bundesministerium  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktor-
 sicherheit  die  Kosten  nicht  detaillierter  abbilden.  Die  Anhö-
 rung  hat  jedoch  ergeben,  dass  die  Ausweitung  der  UVP-
 bzw.  vorprüfungspflichtigen  Vorhaben  auf  die  Umwandlung
 von  Ödland  und  naturnahen  Flächen  nur  geringe  Bedeutung
 für  den  Vollzug  hat.  Der  daraus  resultierende  Aufwand  führt
 deshalb  zu  einer  geringen  Mehrbelastung,  die  aber  von  den
 Ländern  nicht  näher  beziffert  werden  kann.  Ebenso  verhält
 es  sich  mit  den  Änderungen  hinsichtlich  der  Bewirtschaf-

 tungspläne  für  Flussgebietseinheiten  (§  83  Wasserhaushalts-
 gesetz).  Die  Berichtspflicht  besteht  bereits,  wird  jedoch  da-
 hingehend  konkretisiert,  dass  nunmehr  nähere  Angaben  zu
 bestimmten  Aspekten  erfolgen  müssen.  Auch  diese  Auswir-
 kungen  sind  nach  Angabe  des  BMU  von  den  Ländern  nicht
 bezifferbar.

 Fazit

 Das  BMU  hat  aus  Sicht  des  Nationalen  Normenkontrollrats
 schlüssig  dargelegt,  dass  für  die  Wirtschaft  nicht  mit  einem
 Anstieg  des  Erfüllungsaufwands  im  Sinne  des  NKR-Geset-
 zes  zu  rechnen  ist.  Gleichwohl  teilt  der  Normenkontrollrat
 jedoch  ausdrücklich  die  Einschätzung  des  Ressorts,  dass
 „die  erweiterte  Rügebefugnis  der  Umweltverbände  in  Ein-
 zelfällen  zu  Verfahrensverzögerungen  und  damit  zu  Mehr-
 aufwand  bei  Investitionsvorhaben  führen  kann“.  Da  die
 erweiterte  Klagebefugnis  aufgrund  europarechtlicher  Vorga-
 ben  bereits  besteht,  sind  diese  Kosten  –  wie  vom  Ressort  zu-
 treffend dargelegt – unvermeidbar.

 Im  Übrigen  begrüßt  der  NKR,  die  mit  dem  Gesetzentwurf
 bewirkte  Rechts-  und  Verwaltungsvereinfachung.  Mit  der
 Umsetzung  der  Entscheidung  des  Europäischen  Gerichts-
 hofes  vom  12.  Mai  2011  in  nationales  Recht  wird  die  seit  die-
 sem  Urteil  geltende  Direktwirkung  der  europarechtlichen
 Vorschriften1  ablöst.  Damit  besteht  bessere  Transparenz  über
 die Möglichkeit zur Einlegung von Rechtsbehelfen.

 Der  Normenkontrollrat  bedauert,  dass  die  Auswirkungen  auf
 die  Vollzugskosten  nicht  näher  quantifiziert  werden  konnten.
 Da  das  BMU  jedoch  plausibel  darlegen  konnte,  dass  auf  die
 Länder  und  Kommunen  aufgrund  der  Bedeutung  für  die
 Vollzugspraxis  insgesamt  nur  eine  geringfügige  finanzielle
 Mehrbelastung  zukommt,  kann  hier  ausnahmsweise  von
 eine  näheren  Quantifizierung  der  Kosten  abgesehen  werden.

 Zusammenfassung

 Bürgerinnen und Bürger  Kein Erfüllungsaufwand

 Wirtschaft  Kein Erfüllungsaufwand

 Verwaltung

 Jährlicher Erfüllungsauf-
 wand:

 Geringer jährlicher Erfül-
 lungsaufwand auf Bundes-
 und Länderebene ein-
 schließlich der Kommunen.

 Der Nationale Normenkontrollrat hat gegen das Rege-
 lungsvorhaben keine Bedenken.

 1  Das  Recht  auf  Rechtsbehelf  wird  derzeit  hergeleitet  aus  Artikel  10a

 Absatz  3  Satz  3  der  Richtlinie  85/337  in  der  durch  die  Richtlinie  2003/

 35 geänderten Fassung .
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Anlage 3
 Stellungnahme  des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  900.  Sitzung  am  21.  September
 2012  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b
 (§  1 Absatz 3 UmwRG)

 Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Mit  der  Vorschrift  soll  die  bislang  neben  der  Umweltver-
 bandsklage  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes  eigen-
 ständig  bestehende  naturschutzrechtliche  Vereinsklage
 nach  §  64  des  Bundesnaturschutzgesetzes  für  Planfest-
 stellungsbeschlüsse  nicht  mehr  anwendbar  sein,  insoweit
 soll  das  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz  vorgehen.  Dies
 führt  dazu,  dass  für  die  in  §  1  Absatz  3  UmwRG-E  gere-
 gelten  Fälle  auch  die  restriktive  Vorschrift  des  §  4a
 UmwRG-E  gelten  würde.  Auf  diese  Weise  würden  Um-
 fang  und  Reichweite  der  naturschutzrechtlichen  Vereins-
 klage  für  die  Fälle  des  §  1  Absatz  3  UmwRG-E  erheblich
 zurückgeführt.  Das  hieße  in  der  Konsequenz,  dass  für
 Klagen  der  Naturschutzvereine  zwei  unterschiedliche
 Rechtsmaterien  anwendbar  wären:  Es  gäbe  künftig  Ver-
 fahren  zum  einen  nach  §  1  Absatz  3  UmwRG-E  und  zum
 anderen  Verfahren  für  Befreiungen  nach  §  63  Absatz  1
 Nummer  2  BNatSchG  (Bundesrecht)  und  §  63  Absatz  2
 Nummer  5  BNatSchG  (Landesrecht)  sowie  für  Plan-
 genehmigungen  nach  §  63  Absatz  1  Nummer  4  BNatSchG
 (Bundesrecht)  und  nach  §  63  Absatz  2  Nummer  7
 BNatSchG  (Landesrecht)  sowie  nach  Landesrecht  zu-
 sätzlich  dem  §  64  BNatSchG  unterfallende  Klagemög-
 lichkeiten.  Diese  Differenzierung  ist  nicht  nachvollzieh-
 bar  und  ist  auch  nicht  überzeugend  begründet  worden.
 Sie  führt  zu  Ungleichheiten  innerhalb  der  naturschutz-
 rechtlichen Vereinsklage und ist abzulehnen.

 2.  Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe a Doppel-
 buchstabe bb  (§  2 Absatz  1 Nummer 2 UmwRG)

 In  Artikel  1  Nummer  2  Buchstabe  a  ist  Doppelbuchstabe  bb
 zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Im  derzeit  gültigen  §  2  Absatz  1  Nummer  2  ist  bereits  der
 Verweis  auf  „§  1  Absatz  1  Satz  1“  enthalten.  Die  in  Dop-
 pelbuchstabe  bb  vorgesehene  Änderung  ist  daher  über-
 flüssig.

 3.  Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppel-
 buchstabe aa – neu – und bb – neu –
 (§  4 Absatz 1 Satz 1 und 2 – neu – UmwRG)

 Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a ist wie folgt zu fassen:

 ,a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „wenn  eine  nach  den
 Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Umweltver-

 träglichkeitsprüfung,  nach  der  Verordnung  über
 die  Umweltverträglichkeitsprüfung  bergbaulicher
 Vorhaben  oder  nach  entsprechenden  landesrecht-
 lichen Vorschriften

 1.  erforderliche  Umweltverträglichkeitsprüfung
 oder

 2.  erforderliche  Vorprüfung  des  Einzelfalls  über
 die UVP-Pflichtigkeit

 nicht  durchgeführt  worden  und  nicht  nachgeholt
 worden  ist.“  durch  die  Wörter  „wenn  wesentliche
 Verfahrensvorschriften  verletzt  worden  sind  und
 der  Verfahrensfehler  nicht  geheilt  werden  kann.“
 ersetzt.

 bb)  Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:

 „Wesentliche  Verfahrensvorschriften  im  Sinne
 des  Satzes  1  sind  insbesondere  verletzt,  wenn  eine
 nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die
 Umweltverträglichkeitsprüfung,  nach  der  Verord-
 nung  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung
 bergbaulicher  Vorhaben  oder  nach  entsprechen-
 den landesrechtlichen Vorschriften

 1.  erforderliche  Umweltverträglichkeitsprüfung
 oder

 2.  erforderliche  Vorprüfung  des  Einzelfalls  über
 die UVP-Pflichtigkeit

 nicht  durchgeführt  worden  und  nicht  nachgeholt
 worden ist.

 Satz 2 Nummer 1 … weiter wie Vorlage …“‘

 B e g r ü n d u n g

 Im  Verwaltungsvollzug  und  der  Rechtsprechung  beste-
 hen  erhebliche  Rechtsunsicherheiten  bei  der  Anwendung
 des  §  4  Absatz  1  UmwRG.  Insbesondere  besteht  Unklar-
 heit  darüber,  ob  nach  Satz  1  allein  der  „Totalausfall“,  d.  h.
 die  Nichtdurchführung  einer  Umweltverträglichkeitsprü-
 fung  oder  UVP-Vorprüfung  klagefähig  ist,  oder  auch  die
 zwar  durchgeführte,  aber  mangelhafte  Umweltverträg-
 lichkeitsprüfung  gerichtlich  überprüft  werden  kann.  In
 der  Fachliteratur  wird  die  Auffassung  vertreten,  dass  die
 Beschränkung  des  §  4  Absatz  1  UmwRG  auf  den  To-
 talausfall  der  UVP  bzw.  UVP-Vorprüfung  mit  dem  EG-
 Recht  unvereinbar  ist  (dazu  Kment,  NVwZ  2012,
 S.  481  ff.  m.  w.  N.).  Das  Bundesverwaltungsgericht  hat
 mit  Beschluss  vom  10.  Januar  2012  (Az.:  7  C  20.11)  die
 Frage dem EuGH zur Entscheidung vorgelegt.

 Die  Bundesregierung  vertritt  in  diesem  EuGH-Vorlage-
 verfahren  folgende  eigene  Rechtsauffassung:  „§  4
 Absatz  1  Um[w]RG  stellt  nach  dem  ausdrücklichen  Wil-
 len  des  nationalen  Gesetzgebers  eine  lex  specialis  zu  §  46
 VwVfG  dar.  Im  Übrigen  kann  nach  Maßgabe  des  §  46
 VwVfG  auch  die  Aufhebung  einer  Genehmigungsent-
 scheidung  verlangt  werden,  wenn  die  vorgenannten  er-



Drucksache 17/10957 – 26 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
forderlichen  Prüfungen  fehlerhaft  durchgeführt  worden
 sind.  Damit  decken  die  nationalen  Rechtsvorschriften
 sämtliche  Verfahrensfehler  im  Sinne  des  Artikels  10a  der
 Richtlinie  85/337  ab.  Insbesondere  erstreckt  sich  die  ge-
 richtliche  Überprüfungsmöglichkeit  offenkundig  auch
 auf  den  Fall  einer  zwar  durchgeführten,  aber  fehlerhaften
 Umweltverträglichkeitsprüfung“  (Schriftsatz  v.  25.  Mai
 2012, Rn. 68 bis 70).

 Die  Verwaltungsgerichte  haben  diese  Rechtslage  offen-
 bar  bislang  nicht  erkannt  bzw.  anders  ausgelegt  und  geur-
 teilt  (vgl.  VGH  Kassel,  Urt.  v.  16.  September  2009  –  6  C
 1005/08.T;  OVG  Schleswig,  Beschl.  v.  9.  Juli  2010  –
 1  MB  12/10,  siehe  auch  Ziekow,  NVwZ  2007,  259  ff.).
 Weitere  Gerichtsverfahren  sind  auf  Grund  des  unklaren
 Wortlautes  von  §  4  Absatz  1  UmwRG  zu  erwarten.  Zur
 Vermeidung  weiterer  Gerichtsverfahren  und  Rechtsunsi-
 cherheiten  mit  der  Folge  erheblicher  Verfahrensver-
 zögerungen  und  beträchtlicher  Investitionsrisiken  für
 öffentliche  und  private  Vorhaben  ist  eine  gesetzliche
 Klarstellung  entsprechend  der  Rechtsauffassung  der
 Bundesregierung  dringend  geboten.  Der  erste  Entwurf
 des  Umwelt- Rechtsbehelfsgesetzes  (vgl.  Bundestags-
 drucksache  16/2495)  brachte  das  Gewollte  deutlich  zum
 Ausdruck,  ganz  im  Gegensatz  zur  später  verabschiedeten
 Gesetzesfassung.

 4.  Zu Artikel 1 Nummer 4  (§  4a UmwRG)

 Artikel 1 Nummer 4 ist zu streichen.

 F o l g e ä n d e r u n g

 In  Artikel  1  Nummer  5  Buchstabe  c  ist  §  5  Absatz  4  Satz  2
 zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Einfügung  eines  neuen  §  4a  UmwRG  mit  Maßgaben
 zur  Anwendung  der  Verwaltungsgerichtsordnung  begeg-
 net grundlegenden Bedenken.

 Die  Verschärfung  der  prozessualen  Anforderungen  an
 Umweltrechtsbehelfe  ist  nicht  erforderlich  und  weist
 Konfliktpotenzial  mit  Artikel  19  Absatz  4  GG  sowie  ein-
 schlägigem  Unionsrecht  (UVP-Richtlinie)  und  der  Aar-
 hus-Konvention  auf.  Insbesondere  ist  zu  kritisieren,  dass
 die  europarechtlich  und  völkerrechtlich  gebotene  Aus-
 weitung  des  Verbandsklagerechts  zum  Anlass  genommen
 wird,  durch  „flankierende  Regelungen“  nicht  nur  das
 Verbandsklagerecht,  sondern  auch  den  Individualrechts-
 schutz an anderer Stelle wieder einzuschränken.

 Die  Vorschrift  soll  –  wie  es  in  der  Begründung  des  Ge-
 setzentwurfs  heißt  –  insbesondere  eine  Instrumentalisie-
 rung  der  Verbandsklage  zur  Verfahrensverzögerung  ver-
 hindern.  Hierzu  werden  formale  Hürden  für  Klagen  in
 Umweltangelegenheiten  sowohl  für  Verbände  als  auch
 für Individualkläger geschaffen.

 Die  angedachten  Bestimmungen  sind  zudem  nicht  erfor-
 derlich.  Das  bezweckte  Ziel  effektiver  Verfahrensbe-
 schleunigung  lässt  sich  bereits  auf  der  Grundlage  gelten-
 den  Rechts  und  durch  Orientierung  an  der  gefestigten
 Rechtsprechung  des  Bundesverwaltungsgerichts  errei-
 chen.  Wirksam  eingegrenzt  wird  der  Streitstoff  bereits
 durch  die  in  §  2  Absatz  3  UmwRG  und  §  10  Absatz  3
 Satz  5  BImSchG  geregelte  Präklusion  für  den  –  die  Praxis

 bestimmenden  –  Regelfall,  in  dem  eine  Vereinigung  im
 Rahmen  des  Genehmigungsverfahrens  Gelegenheit  zur
 Äußerung  gehabt  hat.  Für  die  verbleibenden  Fälle  bietet
 §  87b  VwGO  ausreichend  Möglichkeiten,  einzelfallbe-
 zogen  auf  die  zeitgerechte  Vorlage  der  erforderlichen  Er-
 klärungen und Unterlagen hinzuwirken.

 Dagegen  birgt  die  Schaffung  neuen  Sonderrechts  die  Ge-
 fahr  neuer  Auslegungsprobleme  und  Fehlerquellen,  was
 letztlich  eher  zu  einer  Verzögerung  gerichtlicher  Verfah-
 ren als zu ihrer Beschleunigung beitragen dürfte.

 Im Einzelnen

 Durch  §  4a  soll  nach  der  Begründung  ein  Ausgleich  zwi-
 schen  der  umweltrechtsschützenden  Zielsetzung  von
 Verbandsklagen  einerseits  und  den  Belangen  der  von
 Verbandsklagen  Betroffenen  andererseits  geschaffen
 werden.  Das  Ziel,  ungerechtfertigte  Verzögerungen  zu
 verhindern,  wäre  zu  begrüßen,  wenn  es  eine  derartige  Ge-
 fahr  gäbe  und  darüber  hinaus  die  Regelung  tatsächlich
 zur  Verfahrensbeschleunigung  beitragen  bzw.  Rechts-
 sicherheit schaffen würde. Dies ist jedoch nicht der Fall.

 Zum  einen  ist  die  Zahl  der  umwelt-  und  naturschutzrecht-
 lichen  Verbandsklagen  seit  einigen  Jahren  rückläufig.
 Verbandsklagen  haben  mit  42,5  Prozent  zudem  eine  vier-
 fach  höhere  Erfolgsquote  als  andere  verwaltungsgericht-
 liche  Klagen.  Dies  zeigt,  dass  die  Verbände  auf  Grund  be-
 schränkter  personeller  und  finanzieller  Ressourcen  in  der
 Vergangenheit  und  auch  zukünftig  sorgfältig  entschei-
 den,  in  welchen  Fällen  eine  Klage  erfolgversprechend  ist.

 Verfahrensbeschleunigungen  haben  in  der  Vergangenheit
 vielfach  die  Verfahren  verkompliziert,  neue  Auslegungs-
 probleme  geschaffen  und  letztlich  eher  zu  einer  Verzöge-
 rung  von  Verfahren  geführt.  Dies  droht  auch  durch  diese
 Regelung,  mit  der  erneut  für  einen  begrenzten  Bereich
 Sonderrecht außerhalb der VwGO geschaffen wird.

 Inhaltlich  nicht  nachvollziehbar  ist  ferner,  wieso  bei  der
 Genehmigung  von  aus  umweltrechtlicher  Sicht  relevan-
 teren  Anlagen  strengere  prozessrechtliche  Maßstäbe  als
 sonst  gelten  sollen.  Die  Anforderungen  des  §  4a  sollen
 sowohl  bei  Klagen  von  Umweltverbänden  als  auch  bei
 Individualklagen  anwendbar  sein.  Dies  würde  z.  B.  dazu
 führen,  dass  für  Individualklagen  in  immissionsschutz-
 rechtlichen  Genehmigungsverfahren  mit  Öffentlichkeits-
 beteiligung  strengere  prozessrechtliche  Regelungen  gel-
 ten  als  bei  Individualklagen  gegen  Genehmigungsent-
 scheidungen in formlosen Verfahren.

 Diese  strengeren  Regelungen  sind  auch  mit  einem  hohen
 (europa-)rechtlichen  Risiko  verbunden.  Es  stellt  sich
 schon  die  Frage,  ob  national  gesehen  damit  nicht  schon
 die  Grenzen  des  verfassungsrechtlichen  Rechtsschutz-
 gebotes  zumindest  erreicht  werden.  Auf  jeden  Fall  beste-
 hen  Bedenken,  ob  die  Verschärfung  prozessualer  Anfor-
 derungen  in  diesem  Bereich  mit  der  Zielsetzung  der
 Aarhus-Konvention  und  der  einschlägigen  EU-Umwelt-
 richtlinien  vereinbar  ist,  durch  stärkere  Einbeziehung  der
 Zivilgesellschaft  den  Umweltschutz  zu  stärken.  Artikel  10a
 der  UVP-Richtlinie  verfolgt  das  Ziel,  einen  weiten  Zu-
 gang  zu  den  Gerichten  zu  ermöglichen,  d.  h.  den  Zugang
 zu  Gerichten  zu  erleichtern  und  nicht  zu  erschweren.
 Weil  Anlass  der  Änderung  des  Gesetzes  schon  eine  nach
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dem  Urteil  des  Europäischen  Gerichtshofes  fehlerhafte
 Umsetzung  europäischen  Rechtes  ist,  sollte  nicht  erneut
 ein  derartiges  europarechtliches  Risiko  eingegangen  wer-
 den.

 Zu Absatz 1

 Mit  der  Neuregelung  der  Klagebegründungspflicht  in
 Absatz  1  erfolgen  zwei  Verschärfungen  gegenüber  den
 Regelungen  der  VwGO.  Zum  einen  wird  der  Amtsermitt-
 lungsgrundsatz  eingeschränkt.  §  82  Absatz  1  Satz  3
 VwGO  enthält  bisher  nur  eine  Soll-Vorschrift  zur  Angabe
 der  Tatsachen  und  Beweismittel.  Dies  ist  jedoch  entbehr-
 lich,  soweit  dem  Gericht  die  Tatsachen  und  Beweismittel
 schon  bekannt  oder  leicht  zugänglich  sind.  Nunmehr
 müssen  mit  der  Klage  die  Tatsachen  und  Beweismittel
 unabhängig  davon  zwingend  vorgebracht  werden.  Zum
 anderen  wird  eine  Frist  von  sechs  Wochen  vorgegeben.
 Es  ist  auch  hier  nicht  nachvollziehbar,  wieso  für  die  in  der
 Regel  komplexeren  Sachverhalte  bei  den  UVP-relevan-
 ten  Anlagen  und  den  Verfahren  mit  Öffentlichkeitsbetei-
 ligung  kürzere  Stellungnahmefristen  mit  strengeren  An-
 forderungen  als  in  den  übrigen  Genehmigungsverfahren
 gelten  sollen.  Gerade  in  den  vom  Umwelt-Rechtsbehelfs-
 gesetz  erfassten  komplexen  Verfahren  wird  dies  dazu
 führen,  dass  die  Kläger  Anträge  auf  Fristverlängerung
 stellen  werden,  die  bei  komplexen  Verfahren  schwerlich
 abgelehnt werden können.

 Auf  der  anderen  Seite  wird  die  Neuregelung  zu  keiner
 nennenswerten  Beschleunigung  führen.  Auf  Grund  der
 Präklusionsregelung  im  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz
 muss  im  Verwaltungsverfahren  bereits  alles  Relevante
 vorgetragen  werden.  Sofern  sich  das  entscheidende  Ma-
 terial  bereits  in  den  Akten  befindet,  wird  dieses  auf
 Grund  des  Amtsermittlungsgrundsatzes  kaum  unberück-
 sichtigt  bleiben  können,  wenn  der  Kläger  verspätet  und/
 oder  unvollständig  seine  Klage  begründet.  Für  den  Rest
 der  Fälle  bieten  die  Regelungen  der  VwGO,  insbesondere
 §  87b  VwGO,  genügend  Möglichkeiten,  um  auf  ein  zügi-
 ges  Verfahren  hinzuwirken.  Die  Regelung  greift  auch
 nicht  in  den  durchaus  häufigeren  Fällen,  dass  neue  Ge-
 sichtspunkte  erst  während  der  Begründungspflicht  ent-
 stehen.  Ungeklärt  ist  auch  das  Verhältnis  zu  den  Klagebe-
 gründungsfristen,  die  jetzt  schon  fachgesetzlich  getroffen
 worden  sind,  nämlich  in  den  Fällen,  in  denen  dies  mit
 einem  spezifischen  Eilbedarf  begründet  wird.  Insgesamt
 trägt die Regelung damit nicht zur Rechtssicherheit bei.

 Die  in  §  4a  Absatz  1  Satz  1  UmwRG-E  vorgesehene
 Pflicht,  die  Klage  zu  begründen,  wäre  eine  zwingende
 Formvorschrift,  auf  die  die  behördliche  Verwaltung  in
 einer  Rechtsbehelfsbelehrung  gemäß  §  58  Absatz  1
 VwGO  hinweisen  müsste.  Unterlaufen  hierbei  Fehler,
 löst  dies  die  Jahresfrist  nach  §  58  Absatz  2  VwGO  aus,
 was  dem  Beschleunigungsanliegen  erkennbar  entgegen-
 stünde.

 Zu Absatz 2

 Diese  Bestimmung  ist  überflüssig,  gesetzessystematisch
 falsch  positioniert  und  geeignet,  Missverständnisse  über
 die  Einführung  eines  speziellen  umweltrechtlichen  Kon-
 trollmaßstabs bei Beurteilungsspielräumen zu schaffen.

 Das  Ziel  der  Neuregelung  des  Absatzes  2  ist  nicht  klar  er-
 sichtlich.  Wenn  nur  die  bereits  praktizierte  Rechtspre-
 chung  normiert  werden  soll,  stellt  sich  die  Frage,  warum
 eine  derartige  Kodifizierung  überhaupt  notwendig  ist.
 Auch  ist  es  nicht  nachvollziehbar,  dass  diese  Regelung
 speziell  für  Klagen  nach  dem  UmwRG  gesetzlich  nor-
 miert  werden  soll.  Wenn  man  die  bereits  praktizierte
 Rechtsprechung  allgemeingültig  gesetzlich  fixieren  will,
 dann  kommt  dafür  nur  eine  für  alle  Klagen  geltende  Re-
 gelung  in  der  VwGO  in  Betracht.  Andernfalls  würden  nur
 neue  Rechtsstreitigkeiten  darüber  provoziert,  ob  mit  der
 Regelung  eine  Modifizierung  der  ständigen  Rechtspre-
 chung  zur  Überprüfbarkeit  von  Entscheidungen  mit  Be-
 urteilungsspielraum  speziell  für  umweltrechtliche  Kla-
 gen  bezweckt  ist  und  ob  die  Gerichte  die  Vorschrift
 zutreffend angewandt haben.

 Die  Regelung  nur  im  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz  er-
 weckt  daher  den  Verdacht,  es  solle  gerade  ein  spezieller
 umweltrechtlicher  Kontrollmaßstab  eingeführt  werden.
 Dazu  passt,  dass  ein  neuer  juristischer  Begriff,  der  der
 „Beurteilungsermächtigung“,  nur  für  das  Umwelt-
 Rechtsbehelfsgesetz  eingeführt  wird,  dessen  Bedeutung
 sich  auch  angesichts  der  Komplexität  umweltrechtlicher
 Entscheidungen  nicht  ohne  weiteres  erschließt.  Insofern
 sind  Auslegungsschwierigkeiten  und  damit  Rechtsunsi-
 cherheit abzusehen.

 Wenngleich  ausweislich  der  Entwurfsbegründung  die
 ständige  Rechtsprechung  des  Bundesverwaltungsge-
 richts  zur  eingeschränkten  gerichtlichen  Kontrolle  bei
 Vorliegen  behördlicher  Beurteilungsspielräume  lediglich
 aufgenommen  und  inhaltlich  nicht  verändert  werden  soll,
 bleiben  Zweifel,  ob  die  Formulierung  des  §  4a  Absatz  2
 UmwRG-E  dem  vollständig  Rechnung  trägt.  Während
 das  Bundesverwaltungsgericht  etwa  vorgibt,  dass  das
 Gericht  zu  überprüfen  hat,  ob  die  Behörde  von  einem
 richtigen  Verständnis  des  anzuwendenden  Gesetzesbe-
 griffs  ausgegangen  ist  (vgl.  BVerwG,  Urteil  vom
 16.  Mai  2007  –  3  C  8/06  –,  juris  Rn.  38),  heißt  es  in  §  4a
 Absatz  2  Nummer  3  UmwRG-E,  die  gerichtliche  Über-
 prüfung  beschränke  sich  darauf,  ob  das  anzuwendende
 Recht  verkannt  wurde.  Ohne  Not  werden  so  durch  neue
 Gesetzesbegriffe erstmals Rechtsfragen aufgeworfen.

 Zu Absatz 3

 Auch  die  in  §  4a  Absatz  3  UmwRG-E  vorgesehene  Mo-
 difizierung  des  gerichtlichen  Prüfungsmaßstabes  nach
 §  80  Absatz  5  VwGO  bei  Anträgen  auf  Gewährung  vor-
 läufigen  Rechtsschutzes  schafft  im  Mindesten  neue  Aus-
 legungsprobleme.  In  Fällen,  in  denen  es  angesichts  kom-
 plexer  Sachverhalts-  und  Rechtsfragen  zur  Gewährung
 effektiven  Rechtsschutzes  einer  von  den  Erfolgsaussich-
 ten  unabhängigen  Folgenabwägung  bedarf,  bleibt  das  Er-
 fordernis  der  „ernstlichen  Zweifel“  an  der  Rechtmäßig-
 keit des Verwaltungsakts problematisch.

 Die  Formulierung  des  Absatzes  3  legt  nahe,  dass  für  die
 Anordnung  oder  Wiederherstellung  der  aufschiebenden
 Wirkung  nur  noch  die  Erfolgsaussichten  der  Klage  ent-
 scheidend  sind,  nicht  jedoch  die  Vollzugsfolgen.  Gerade
 die  umweltrechtlichen  Verfahren  des  §  1  des  Umwelt-
 Rechtsbehelfsgesetzes  sind  oft  hochkomplex.  Deswegen
 ist  es  in  der  zur  Verfügung  stehenden  Zeit  häufig  nur
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schwer  möglich,  die  Erfolgsaussichten  hinreichend  ein-
 deutig  festzustellen.  Nach  der  Regelung  des  §  80  VwGO
 erfolgt  in  diesen  Fällen  eine  Interessenabwägung  der
 Vollzugsfolgen.  Gerade  dies  scheint  durch  die  Neurege-
 lung  des  Absatzes  3  aber  nicht  mehr  möglich  zu  sein.  Die
 Maßnahme  könnte  vollzogen  werden,  obwohl  die  Voll-
 zugsfolgen  für  den  Kläger  beträchtlich  negativ  wären  und
 angesichts  der  Erfolgsquote  insbesondere  von  Verbands-
 klagen  gute  Aussichten  bestehen,  dass  der  Kläger  mit  der
 Klage  obsiegen  wird.  Diese  Regelung  ist  im  Hinblick  auf
 das  Gebot  des  effektiven  Rechtsschutzes  nach  §  19  Ab-
 satz  4  GG  bedenklich.  Der  im  Vergleich  zum  Referenten-
 entwurf  aufgenommene  Zusatz  „im  Rahmen  einer  Ge-
 samtabwägung“  stellt  keine  entscheidende  Verbesserung
 dar,  da  zuletzt  immer  noch  auf  ernstliche  Zweifel  abge-
 stellt  wird.  Nach  wie  vor  dürften  sich  die  Gerichte  dann
 im  Hinblick  auf  Artikel  19  Absatz  4  GG  mit  der  Frage
 einer  verfassungskonformen  Auslegung  der  Vorschrift
 über  den  Wortlaut  hinaus  beschäftigen  müssen.  Die
 Regelung  verkennt  auch,  dass  grundsätzlich  nach  §  80
 VwGO  die  aufschiebende  Wirkung  der  Regelfall  ist.  Die
 sofortige  Vollziehung  ist  daher  bezüglich  ihrer  Dringlich-
 keit  besonders  zu  begründen.  Diese  Begründung  erfolgt
 durch  eine  Interessenabwägung,  welche  Absatz  3  gerade
 nicht  erlaubt.  Hinzuweisen  ist  in  diesem  Zusammenhang
 auch  auf  die  Regelung  des  §  80  Absatz  4  VwGO,  in  der
 auch  der  Begriff  der  ernstlichen  Zweifel  an  der  Recht-
 mäßigkeit  des  Verwaltungsakts  verwendet,  dieser  Maß-
 stab  aber  nicht  absolut  gesetzt  wird,  sondern  durch  das
 weitere  Prüfkriterium  einer  etwa  vorliegenden  unbilligen
 Härte ergänzt wird.

 Schließlich  schafft  diese  Regelung  einen  weiteren  außer-
 halb  der  VwGO  liegenden  Sondertatbestand  und  lässt  die
 Rechtsordnung noch unübersichtlicher werden.

 Als  Folge  ist  in  Artikel  1  Nummer  5  Buchstabe  c  der
 Satz  2 in §  5 Absatz 4 UmwRG- E zu streichen.

 5.  Zu Artikel 2 Nummer 2a – neu –, 2b – neu –
 (§  5 Absatz 1 Satz 4, 5 – neu –,
 §  14f Absatz 4 Satz 3, 4 – neu – UVPG)

 In  Artikel  2  sind  nach  Nummer  2  folgende  Nummern  2a
 und 2b einzufügen:

 ,2a.  In  §  5  Absatz  1  wird  Satz  4  durch  folgende  Sätze  er-
 setzt:

 „Standortgemeinden,  nach  §  8  Absatz  1  zu  beteili-
 gende  Behörden  und  nach  §  3  des  Umwelt-Rechtsbe-
 helfsgesetzes  anerkannte  Umweltvereinigungen  sol-
 len  hinzugezogen  werden.  Nachbargemeinden  sowie
 sonstige Dritte können hinzugezogen werden.“

 2b.  In  §  14f  Absatz  4  wird  Satz  3  durch  folgende  Sätze
 ersetzt:

 „Betroffene  Gemeinden,  nach  §  14j  Absatz  1  zu  betei-
 ligende  Behörden  sowie  nach  §  3  des  Umwelt-Rechts-
 behelfsgesetzes  anerkannte  Umweltvereinigungen  sol-
 len  hinzugezogen  werden.  Sachverständige  sowie
 sonstige Dritte können hinzugezogen werden.“‘

 B e g r ü n d u n g

 Zu Nummer 2a

 Diese  Regelung  greift  eine  Regelung  des  Referentenent-
 wurfes  wieder  auf,  mit  der  klarstellend  geregelt  wurde,

 bei  welchen  Behörden  und  Stellen  an  eine  Beteiligung
 am  Scoping  zu  denken  ist,  um  mögliche  Konflikte  und
 Verfahrenserschwernisse zu vermeiden.

 Es  ist  sinnvoll,  dass  gerade  die  Gemeinden,  die  unmittel-
 bar  von  einer  Maßnahme  betroffen  sind,  grundsätzlich
 hinzugezogen  werden  sollen.  Die  entsprechende  Rege-
 lung  ist  ebenfalls  für  anerkannte  Umweltvereinigungen
 und  zu  beteiligende  Behörden  des  Nachbarlandes  zu  tref-
 fen.  Gerade  weil  Umweltvereinigungen  erweiterte  Kla-
 gerechte  haben,  ist  es  sinnvoll,  sie  im  Regelfall  schon
 beim  Scoping  zu  beteiligen.  Wenn  die  Behörden  des
 Nachbarlandes  Umweltinformationen  hinsichtlich  der
 Betroffenheit  des  Nachbarlandes  übermitteln  sollen,  ist
 es  sinnvoll,  diese  schon  am  Scoping-Prozess  zu  beteili-
 gen.

 Zu Nummer 2b

 Entsprechend  der  Begründung  zu  §  5  Absatz  1  Satz  4
 UVPG  sollen  auch  beim  Scoping  im  Rahmen  der  Strate-
 gischen  Umweltprüfung  die  Möglichkeiten  zur  Hinzuzie-
 hung  der  genannten  Gruppen  gestärkt  werden.  Auch  hier
 ist  in  Bezug  auf  betroffene  Gemeinden,  nach  §  14j  Ab-
 satz  1  zu  beteiligende  Behörden  sowie  nach  §  3  des  Um-
 welt-Rechtsbehelfsgesetzes  anerkannte  Umweltvereini-
 gungen  das  Ermessen  zur  Hinzuziehung  insoweit  zu
 verengen,  als  diese  grundsätzlich  hinzugezogen  werden
 sollen.

 6.  Zu Artikel 4 Nummer 2  (§  11 Absatz  2 USchadG)

 In  Artikel  4  Nummer  2  sind  in  §  11  Absatz  2  nach  dem
 Wort  „Gesetz“  die  Wörter  „oder  nach  den  landesrecht-
 lichen  Ausführungsbestimmungen  gemäß  §  9  Absatz  1“
 einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Nach  Artikel  13  der  Umwelthaftungs-Richtlinie  2004/
 35/EG  sollen  insbesondere  Verbandsklagen  auch  bei
 Kostenentscheidungen  nach  Artikel  8  dieser  Richtlinie
 möglich  sein.  Die  Kostenentscheidungen  erfolgen  ent-
 sprechend  §  9  Absatz  1  USchadG  bei  Landesbehörden
 nach  den  Maßgaben  des  Landesrechts.  Die  Einbeziehung
 dieser  Rechtssätze  in  den  Anwendungsbereich  des  Um-
 welt-Rechtsbehelfsgesetzes  dient  einer  vollständigen
 Umsetzung  der  europarechtlichen  Vorgaben.  Der  bisheri-
 ge  Änderungsbefehl  zu  §  11  Absatz  2  USchadG  ist  ent-
 sprechend  zu  ergänzen.  Allgemeine  Kostenregelungen
 des  Landesrechts  können  dabei  nur  Klagegegenstand
 sein,  soweit  sie  als  Ausführungsbestimmung  im  Zusam-
 menhang  mit  einem  Umweltschaden  herangezogen  wer-
 den.

 7.  Zu Artikel 6 Nummer 3  (§  6a Absatz 1 Satz 3 WHG)

 In  Artikel  6  Nummer  3  ist  §  6a  Absatz  1  Satz  3  wie  folgt
 zu fassen:

 „Es  sind  angemessene  Anreize  zu  schaffen,  Wasser-
 ressourcen  effizient  zu  nutzen,  um  so  zur  Erreichung  der
 Bewirtschaftungsziele beizutragen.“

 B e g r ü n d u n g

 Nur  mit  dieser  Ergänzung  wird  Artikel  9  Absatz  1  Satz  2
 erster  Anstrich  EG-Wasserrahmenrichtlinie  (WRRL)
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korrekt  in  das  nationale  Recht  umgesetzt.  Die  Bestim-
 mung  fordert  nicht  nur,  dass  die  Wassergebührenpolitik
 einen  Anreiz  zur  effizienten  Nutzung  (des  bereits  gewon-
 nenen)  Wassers  selber  leistet,  sondern  auch  zur  Nutzung
 der  Wasserressourcen,  also  bspw.  des  vorhandenen
 Grundwasserdargebots  insgesamt.  Auch  die  in  den  meis-
 ten  Ländern  geltenden  Bestimmungen  über  Wasserent-
 nahmeentgelte  haben  gerade  zum  Ziel,  die  vorhandenen
 Wasserressourcen  effizient(er)  zu  nutzen.  Die  von  der
 Bundesregierung  vorgesehene  Formulierung  begrenzt
 die  Wirkung  des  Effizienzgebotes  daher  in  sachlich  nicht
 gerechtfertigter  Weise  und  setzt  Artikel  9  WRRL  nicht  in
 vollem Umfang um.

 8.  Zu Artikel 6 Nummer 6a – neu –
 (§  76 Absatz 1 Satz 1 WHG)

 In  Artikel  6  ist  nach  Nummer  6  folgende  Nummer  6a  ein-
 zufügen:

 ,6a.  In  §  76  Absatz  1  Satz  1  werden  nach  dem  Wort
 „Hochwasser“  die  Wörter  „eines  oberirdischen  Ge-
 wässers“ eingefügt.‘

 B e g r ü n d u n g

 Die  Definition  des  Überschwemmungsgebiets  in  §  76
 Absatz  1  Satz  1  WHG  ist  auf  den  bislang  geltenden
 Hochwasserbegriff zu beschränken.

 Es  ist  sicherzustellen,  dass  aus  der  Erweiterung  des
 Hochwasserbegriffs  in  §  72  WHG  (vgl.  Artikel  6  Num-
 mer  5  des  Gesetzentwurfs)  keine  weiteren  Pflichten  zur
 Festsetzung  von  Überschwemmungsgebieten  mit  den
 entsprechenden  Rechtsfolgen  wie  dem  Verbot  der  Errich-
 tung  oder  Erweiterung  baulicher  Anlagen,  Ausweisung
 neuer  Baugebiete  u.ä.  resultieren.  Dies  wäre  die  zwingen-
 de  Folge,  falls  in  einem  nächsten  Bewertungszyklus  die
 neu  aufgenommenen  Hochwasserarten  (z.  B.  Über-
 schwemmungen  durch  Grundwasser  oder  durch  lokale
 Starkregenereignisse)  als  signifikant  einzustufen  und  da-
 mit  entsprechende  Risikogebiete  zu  melden  wären,  vgl.
 §  76 Absatz  2 Satz  1 Nummer  1 WHG.

 Die  Festsetzung  von  Überschwemmungsgebieten  stellt
 zwar  ein  Instrument  des  vorbeugenden  Hochwasser-
 schutzes  dar  und  ist  damit  letztlich  eine  Maßnahme  des
 Hochwasserrisikomanagements.  Es  ist  allerdings  ein
 vom  Bundesgesetzgeber  vorgesehenes  Instrument,  das
 nicht  von  der  Richtlinie  2007/60/EG  des  Europäischen
 Parlaments  und  des  Rates  vom  23.  Oktober  2007  über  die
 Bewertung  und  das  Management  von  Hochwasserrisiken
 gefordert  wird.  Eine  Ausweitung  des  Begriffs  des  Über-
 schwemmungsgebiets  auf  weitere  Hochwasserarten  ist
 europarechtlich nicht verlangt.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Zu Nummer 1  (Artikel  1  Nummer  1  Buchstabe  b  –  §  1
 Absatz 3 UmwRG)

 Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

 Die  Regelung  des  §  1  Absatz  3  des  Umwelt-Rechtsbehelfs-
 gesetzes  in  der  Fassung  des  Gesetzentwurfs  stellt  eine
 Kollisionsregelung  für  solche  Verfahren  dar,  in  denen  der
 Rechtsbehelf  ansonsten  sowohl  auf  das  Umwelt-Rechtsbe-
 helfsgesetz  als  auch  auf  das  Bundesnaturschutzgesetz  ge-
 stützt  werden  könnte.  Eine  solche  Abgrenzung  ist  geboten,
 um  der  Vollzugspraxis  Klarheit  über  das  jeweils  anzuwen-
 dende Recht zu verschaffen.

 Ausweislich  der  Begründung  geht  der  Änderungsvorschlag
 von  einem  Missverständnis  aus:  Der  Änderungsvorschlag
 des  Bundesrates  soll  dazu  dienen,  dass  die  Rechtsfolgen  des
 neuen  §  4a  des  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes  keine  An-
 wendung  auf  die  naturschutzrechtliche  Verbandsklage  fin-
 den.  Dabei  wird  übersehen,  dass  §  4a  des  Umwelt-Rechts-
 behelfsgesetzes  in  der  Fassung  des  Gesetzentwurfs  in  allen
 Rechtsbehelfsverfahren  von  Umweltvereinigungen  sowie
 von  natürlichen  und  juristischen  Personen  gegen  Entschei-
 dungen  nach  §  1  Absatz  1  des  geltenden  Umwelt-Rechts-
 behelfsgesetzes  gelten  soll.  Zu  diesen  Entscheidungen  gehö-
 ren  auch  Planfeststellungsverfahren,  die  §  64  Absatz  1  des
 Bundesnaturschutzgesetzes  unterfallen.  Zudem  sind  aner-
 kannte  Naturschutzvereinigungen  ein  Unterfall  der  aner-
 kannten  Umweltvereinigungen.  §  4a  des  Umwelt-Rechtsbe-
 helfsgesetzes  in  der  Fassung  des  Gesetzentwurfs  wäre  daher
 auch  dann  auf  Planfeststellungsverfahren  im  Anwendungs-
 bereich  des  §  64  Absatz  1  des  Bundesnaturschutzgesetzes
 anwendbar,  wenn  die  Vorschrift  des  §  1  Absatz  3  des  Um-
 welt-Rechtsbehelfsgesetzes  entfallen  würde.  Daher  kann  das
 angestrebte  Ziel  mit  der  vorgeschlagenen  Streichung  nicht
 erreicht werden.

 Zu Nummer 2  (Artikel  1  Nummer  2  Buchstabe  a  Doppel-
 buchstabe  bb  –  §  2  Absatz  1  Nummer  2
 UmwRG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

 Zu Nummer 3  (Artikel  1  Nummer  3  Buchstabe  a  Doppel-
 buchstabe  aa  –  neu  –  und  bb  –  neu  –  §  4
 Absatz 1 Satz 1 und 2 – neu – UmwRG)

 Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

 Der  Änderungsvorschlag  des  Bundesrates  geht  über  die  Vor-
 gaben  des  Europarechts  hinaus  und  würde  den  Anwendungs-
 bereich  der  genannten  Vorschrift  erheblich  erweitern.  Das
 geltende  Recht  sieht  ein  Zusammenspiel  von  §  4  des  Um-
 welt-Rechtsbehelfsgesetzes  und  §  46  des  Verwaltungsver-
 fahrensgesetzes  vor.  Dieses  Zusammenspiel  würde  durch
 den  Änderungsvorschlag  entgegen  der  Begründung  neu  aus-
 gerichtet  und  unklarer.  Die  mit  diesen  Vorschriften  verbun-
 denen  Rechtsfragen  sind  auf  Grund  eines  Vorabentschei-
 dungsersuchens  des  Bundesverwaltungsgerichtes  seit  Januar

 2012  beim  Europäischen  Gerichtshof  anhängig.  Nach  Auf-
 fassung  der  Bundesregierung  sollte  die  Entscheidung  des
 Europäischen  Gerichtshofs  abgewartet  werden,  bevor  weite-
 re Rechtsänderungen ins Auge gefasst werden.

 Zu Nummer 4  (Artikel  1  Nummer  4  –  §  4a  UmwRG  –
 und Nummer 5 Buchstabe c –
 §  5 Absatz 4 Satz 2 UmwRG)

 Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

 Aus  Sicht  der  Bundesregierung  stellt  die  im  Regierungsent-
 wurf  vorgeschlagene  Regelung  einen  tragfähigen  Kompro-
 miss  zwischen  der  europarechtlich  notwendigen  Erwei-
 terung  der  umweltrechtlichen  Verbandsklage  und  konfligie-
 renden  Belangen  dar.  Letzteres  betrifft  nicht  nur  die
 wirtschaftlichen  Interessen  deutscher  Unternehmen,  son-
 dern  das  Allgemeininteresse  an  zukunftsorientierten  Struk-
 turentwicklungen  sowie  an  einer  Sicherung  des  –  auch  inter-
 nationalen  –  Wirtschaftsstandortes  Deutschland.  Ziel  ist  es,
 die  möglichen  kontraproduktiven  Wirkungen  von  Verbands-
 klagen  in  angemessener  Weise  abzufedern.  Nach  dem  Er-
 gebnis  eingehender  Prüfungen  durch  die  Bundesregierung
 wahrt  die  Vorschrift  den  völker-  und  europarechtlichen  Rah-
 men  und  trägt  dem  Gebot  des  effektiven  Rechtsschutzes
 nach Artikel  19 Absatz 4 des Grundgesetzes Rechnung.

 Sachgerecht  erscheint  aber  das  Ausschussvotum  unter  Num-
 mer  6  Buchstabe  a  der  Bundesratsdrucksache  469/1/12  zur
 Modifizierung  von  §  4a  Absatz  1  Satz  3  des  Umwelt-Rechts-
 behelfsgesetzes  in  der  Fassung  des  Gesetzentwurfs,  wonach
 die  Wörter  „das  Gericht“  durch  die  Wörter  „den  Vorsitzen-
 den  oder  den  Berichterstatter“  ersetzt  werden  sollen  (vgl.
 Bundesratsdrucksache 469/1/12, Nummer 6).

 Zu Nummer 5  (Artikel 2 Nummer 2a – neu – und
 2b  –  neu  –  §  5  Absatz  1  Satz  4,  5  –  neu  –
 und §  14f Absatz 4 Satz 3, 4 – neu –
 UVPG)

 Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

 Auch  aus  Sicht  der  Bundesregierung  ist  eine  Konkretisie-
 rung  des  Kreises  der  Dritten  für  die  Beteiligung  am  Scoping
 bei  der  Umweltverträglichkeitsprüfung  und  der  Strategi-
 schen  Umweltprüfung  sinnvoll.  Allerdings  hat  sich  die  bis-
 herige  „Kann“-Regelung  bewährt.  Für  eine  differenzierte
 Umgestaltung  in  eine  „Soll“-Regelung  wird  kein  Bedürfnis
 gesehen,  zumal  dies  zu  einem  erhöhten  Verwaltungsaufwand
 führen kann.

 Die  Bundesregierung  weist  darauf  hin,  dass  die  von  ihr  im
 Anhörungsentwurf  vorgesehenen  Änderungen  der  §§  5  und
 14f  UVPG  über  eine  Formulierungshilfe  der  Bundesregie-
 rung  in  das  parallele,  zeitlich  aber  voraussichtlich  zügigere
 Änderungsgesetz  zum  Gesetz  über  die  Umweltverträglich-
 keitsprüfung  im  Rahmen  des  Artikelgesetzes  zur  Umsetzung
 der  Richtlinie  über  Industrieemissionen  überführt  werden
 sollen.
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Zu Nummer 6  (Artikel  4  Nummer  2  –  §  11  Absatz  2
 USchadG)

 Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

 Der  Vorschlag  scheint  auf  einem  unzutreffenden  Verständnis
 von  Artikel  13  der  Richtlinie  2004/35/EG  des  Europäischen
 Parlamentes  und  des  Rates  vom  30.  April  2004  über  die  Um-
 welthaftung  zur  Vermeidung  und  Sanierung  von  Umwelt-
 schäden  (ABl.  L  143  vom  30.4.2004,  S.  56  –  Umwelthaf-
 tungsrichtlinie)  zu  beruhen.  Danach  ist  ein  Klagerecht  nur
 für  die  in  Artikel  12  Absatz  1  der  Umwelthaftungsrichtlinie
 genannten  Personen  vorgeschrieben.  Nach  Artikel  12  Ab-
 satz  1  der  Umwelthaftungsrichtlinie  wird  natürlichen  und  ju-
 ristischen  Personen  das  Recht  eingeräumt,  der  zuständigen
 Behörde  Bemerkungen  zu  ihnen  bekannten  Umweltschäden
 zu  unterbreiten  und  die  zuständige  Behörde  insoweit  aufzu-
 fordern,  gemäß  der  Richtlinie  tätig  zu  werden.  Das  Klage-
 recht  nach  Artikel  13  der  Umwelthaftungsrichtlinie  wird  in-
 soweit  durch  den  Antragsgegenstand,  den  Artikel  12  der
 Umwelthaftungsrichtlinie  nennt,  begrenzt.  Das  Klagerecht
 nach  Artikel  13  der  Umwelthaftungsrichtlinie  erfasst  dem-
 nach  –  entgegen  der  Begründung  des  Änderungsvorschlages  –
 nicht  Kostenentscheidungen  nach  der  Umwelthaftungsricht-

 linie.  Der  Vorschlag  geht  damit  über  die  europarechtlichen
 Anforderungen hinaus.

 Zu Nummer 7  (Artikel 6 Nummer 3 – §  6a Absatz 1
 Satz 3 WHG)

 Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

 Der  Begriff  „Wasser“  in  §  6a  Absatz  1  Satz  3  des  Wasser-
 haushaltsgesetzes  (WHG)  umfasst  im  Regelungskontext  des
 Wasserhaushaltsgesetzes  sowohl  das  bereits  gewonnene
 Wasser  als  auch  das  Grund-  und  Oberflächenwasser.  Die
 Bundesregierung  geht  daher  davon  aus,  dass  der  Begriff
 „Wasser“  aus  dem  Wasserhaushaltsgesetz  in  diesem  Zusam-
 menhang  EU-rechtskonform  ist.  Demgegenüber  würde  der
 Begriff  „Wasserressourcen“,  der  im  WHG  bislang  nicht  ver-
 wendet  wird,  zu  neuen  Auslegungsschwierigkeiten  führen.
 Er  könnte  sogar  enger  in  dem  Sinne  verstanden  werden,  dass
 er das bereits gewonnene Wasser ausschließt.

 Zu Nummer 8  (Artikel 6 Nummer 6a – neu – §  76
 Absatz 1 Satz 1 WHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
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